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Keine staatsrechtliche Lehre hat einen so gewaltigen 
Einfluss auf die Gestaltung des staatlichen Lebens 
ausgeübt als die konstitutionelle Doktrin. Die konstitutionelle 
Doktrin hat sich aus dem Ideenkreis des Naturrechts im 
18. Jahrhundert entwickelt und hat von Anfang an ihre 
Entstehungsquelle deutlich verraten. Ihre Anhänger bauten 
aus allgemeinen abstrakten Grundsätzen ein absolutes, ewig 
gültiges, konstitutionelles Staatsrecht aus, dessen Grundzüge 
trotz aller Abweichungen der einzelnen Systeme in seiner 
Durchführung immerhin einheitliche waren. Dieses allgemein 
gültige Recht suchten sie in Verkennung der Eigenart der 
geschichtlichen Entwicklung der einzelnen Völker und Staaten 
in den Verfassungen schlechtweg zu verwirklichen. Ihr 
Streben war auch tatsächlich bis zu einem gewissen Grade 
mit Erfolg gekrönt, da sie selbst zum grossen Teil im 
politischen Leben eine hervorragende Stellung einnahmen 
und bei der Einführung oder Ausgestaltung des Repräsentativ- 
systems in erheblichem Masse mitwirkten, und da femer 
die leitenden Staatsmänner und sonstigen Politiker mehr 
oder weniger unter dem Banne der Lehre standen. 

Die neuen Verfassungen sind unter der Herrschaft der 
konstitutionellen Doktrin entstanden und haben demzufolge 
das ßepräsentativsystem ^) als Verfassungsprinzip ange- 

^) Begriffsbestimmung des Repräsentativsystemes und -Staates 
siehe S. 18 fg. 
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nommen. Hieraus erklärt sich die eigentümliche Erscheinung, 
dass sich bei einer rechtsvergleichenden Betrachtung der 
modernen Verfassungsrechte eine weitgehende materielle 
Uebereinstimmung an Rechtseinrichtungen und Rechts- 
gedanken ergibt. Zu den materiell übereinstimmenden 
Rechtsinstituten gehört auch der Grundsatz der Unverant- 
wortlichkeit der parlamentarischen Berichterstattung oder, 
mit dem gebräuchlicheren Ausdruck bezeichnet, die Immunität 
der parlamentarischen Berichterstattung. 

Die Immunität der Parlamentsberichte ist in dem § 12 
des Reichsstrafgesetzbuches für die deutschen einzelstaat- 
lichen Parlamente festgesetzt worden. Der Wortlaut des 
§12 Str. Gr. B. lautet: „Wahrheitsgetreue Berichte über 
Verhandlungen eines Landtags oder einer Kammer eines 
zum Reich gehörigen Staats bleiben von jeder Verantwort- 
lichkeit frei." Der § 12 findet in der deutschen Gesetz- 
gebung in dem Art. 22,2 der Reichsverfassung seine Er- 
gänzung. Was er füt* die Berichterstattung über die 
„Verhandlungen eines Landtags oder einer Kammer eines 
zum Reich gehörigen Staats" ausspricht, bestimmt Art. 22,2 
R. V. für die Berichterstattung über die Verhandlungen des 
Reichstags. Art. 22,2 besagt: „Wahrheitsgetreue Berichte 
über Verhandlungen in den öffentlichen Sitzungen des Reichs- 
tags bleiben von jeder Verantwortlichkeit frei." Beide 
gesetzlichen Bestimmungen legen also den Grundsatz der 
Verantwortungsfreiheit wahrheitsgetreuer Berichterstattung 
über die Verhandlungen einer deutschen Volksvertretung 
für das Deutsche Reich fest. 

Dasselbe Prinzip findet sich auch im österreichischen, 
italienischen, französischen, im amerikanischen und im 
englischen Recht ^) zum Teil in etwas modifizierter Form vor. 

Zum Verständnis dieses wichtigen verfassungsrechtlichen 
Instituts seien ein kurzer Rückblick auf seinen geschicht- 



') Siehe S. 3 fg. 
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liehen "Werdegang und hiermit zugleich ein kurzer rechts- 
vergleichcnder Ueberblick im voraus geworfen. Da die 
Entwicklung des Grundsatzes der freien parlamentarischen 
Berichterstattung sich aus naheliegenden und später noch 
zu erörternden Gründen im Anschluss an die Entwicklung 
der öffentlichen Tagung des Parlaments vollzogen hat, so ist 
die Entwicklung beider Grundgesetze des Parlamentarismus 
gleichzeitig darzustellen. 

Wir finden zunächst die merkwürdige Erscheinung, dass 
der Grundsatz der Unverantwortlichkeit der parlamentari- 
schen Berichterstattung in England, dem Mutterland des 
Parlamentarismus, noch nicht zur gesetzlichen Anerkennung 
durchgedrungen ist. Lediglich im Wege tatsächlicher 
Uebung hat er sich, wie so mancher andere Rechtssatz, 
wie auch der Grundsatz der Oeffentlichkeit der Parlaments- 
verhandlungen, durchgesetzt, während er zu dem positiven 
Rechte in direktem Widerspruch steht und jederzeit durch 
dessen Anwendung ausgeschaltet werden kann. ^) Es ist dies 
ein um so befremdenderer Zustand', weil die konstitutionelle 
Doktrin sonst in vollendetester Form in der englischen 
Verfassung ausgeprägt ist. Die Sitzungen beider Häuser, 
der Häuser der Lords und der Gemeinen, sind noch gegen- 
wärtig de iure geheim. Ebenso erkennt das englische Recht 
die Immunität der Berichterstattung über die Verhandlungen 
des Unter- und Oberhauses nicht an. Im Gegenteil hat 
das Unterhaus am 13. Juli 1641 einen noch gültigen 
Beschluss gefasst, der durch einen weiteren Beschluss vom 
28. März 1642 verschärft wurde, wonach jeder, ,. welcher 
Vorgänge des Hauses ohne dessen besondere Erlaubnis als 
Tagesbericht oder unter sonst einem Namen druckt oder 
verkauft, als eines schweren Privilegiumsbruches schuldig 
erachtet und demgemäss bestraft werden soll.'' Eine ähnliche 

*) Vgl. hierzu May, Das englische Parlament und sein Ver- 
fahren, übersetzt von Oppenheim, 3. Auflage, 1888, S. 89 fg.; 120 fg.; 
17t fg. 
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Bestimmung trifft die Geschäftsordnung der Lords von> 
27. Februar 1698. Oft genug schritten die Häuser auch 
ihren Beschlüssen gemäss gegen die Veröffentlichung ihrer 
Verhandlungen strafend ein, und zwar um so mehr, als die 
damalige Berichterstattung gewöhnlich die Objektivität 
vermissen liess. Erst mit dem Aufblühen des englischen 
Zeitungswesens im 18. Jahrhundert tauchten in den perio- 
dischen Zeitungi^n und Zeitschriften regelmässige Parlaments- 
berichte, allerdings zunächst in verkleideter Form, auf. 
Es wurden die Berichte von den Sitzungen des Senats von 
Gross -Liliput mit Marc Anton, Brutus, Caesar etc. als 
Rednern veröffentlicht und andere Maskierungen gebraucht. 
Sie wurden nicht beanstandet. Auch griff eine mildere 
Praxis gegenüber dem Ausschluss der Zuhörerschaft ein. 
Nur duldete man nicht, dass die anwesenden Zuhörer sich 
innerhalb der Sitzungsräume Notizen machten. Mit der 
Vervollkommnung der Presse und hiermit der parlamen- 
tarischen Berichterstattung bürgerte sich der heutige Zustand 
ein. Die Berichte gemessen Immunität, wenn und soweit 
sie wahrheitsgemäss und gutgläubig sind; das Publikum 
wird regelmässig zu den Sitzungen zugelassen. Aber dieser 
Zustand beruht, wie schon hervorgehoben, nur auf einem 
tatsächlichen, immer wieder geübten Dulden seitens der 
Parlamente und der Gerichte. Daraus ist aber nicht etwa 
zu folgern, dass sich der tatsächliche Zustand im Wege 
des Gewohnheitsrechtes zu einem rechtlichen herausgebildet 
hat. Denn hierzu fehlt es wenigstens nach der gemeinen 
Meinung an der zur Bildung eines Gewohnheitsrechtssatzes 
notwendigen opinio iuris ^). Erst am 4. Mai 1875 wurde 



') Die Streitfrage, ob das Gewohnheitsrecht auch contra legem 
sich bilden kann, kann hier nicht erörtert werden. Verfasser 
schreibt dem Gewohnheitsrechte auch derogative Kraft zu. In 
England ist man geneigt, sie zu verneinen, was dem starren 
Festhalten an dem bestehenden Rechte, einer hervorstechenden. 
Nationaleigenschaft der Engländer, entspricht. 
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die Resolution des Lords Hartington, „dass das Haus 
über VeröflFentlichuDg von Debatten oder Verhandlungen 
Beschwerden nicht zulassen werde, ausser wenn dergleichen 
Debatten oder Verhandlungen bei geschlossenen Türen 
stattgefunden, oder wenn die VeröflFentlichung von dem 
Hause oder dem Ausschusse ausdrücklich untersagt, oder 
wenn absichtliche Entstellungen vorkommen oder andere 
Vergehen mit Bezug auf dergleichen Veröffentlichungen 
begangen werden" vom Hause glatt abgelehnt. Die Häuser 
halten sich jetzt auch noch für berechtigt, gegen Parlaments- 
berichte im Falle der Entstellung oder sonst, wenn es ihnen 
gut dünkt, unter dem Titel des Privilegiumsbruches einzu- 
schreiten. Ferner kann noch jetzt jedes Mitglied eines 
Hauses die Anwesenheit von Fremden auf den Tribünen 
bemerken und dadurch den sofortigen Ausschluss des 
Publikums veranlassen. 

Es gibt nur eine einzige, hier einschlagende Bestimmung 
aus dem 3. und 4. Regierungsjahr der Königin Victoria, 
die gesetzlich die Unverantwortlichkeit der Veröffentlichung 
von Urkunden, welche auf Anordnung des Parlaments 
gedruckt werden, festsetzt. Jedes Gerichtsverfahren soll 
nämlich dann sofort eingestellt werden, wenn ein beglaubigtes 
Attest darüber beigebracht wird, dass die Urkunden aut 
Bestimmung des Parlaments veröffentlicht sind. In gleicher 
Weise soll bei Veröffentlichung von Abschriften von 
Parlamentsurkunden bei Nachweis ihrer Richtigkeit ver- 
fahren werden. Auch bleiben Auszüge aus einer Parlaments- 
urkunde straffrei, wenn dargetan wird, dass die Veröffent- 
lichung des Auszuges nicht in böser Absicht erfolgt ist. 
Die private Berichterstattung spielt in England eine um 
so bedeutendere Rolle, weil sie allein die regelmässigen 
Berichte über die parlamentarischen Verhandlungen bringt. 
Die Häuser selbst sammeln ihre Verhandlungen nicht voll- 
ständig oder stenographisch. 

Die parlamentarische Oeffentlichkeit im weiteren Sinne, 
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d. h. mit ihrer Ergänzung und Erweiterung durch die 
freie Berichterstattung, hat sich in den Vereinigten Staaten 
in ähnlicher Weise wie in England entwickelt.^) Auch in 
dem Verfassungsrechte der Union fehlt eine gesetzliche 
Bestimmung, nach der die Verhandlungen des Kongresse» 
öffentlich sind und die Berichterstattung sich über sie frei 
ergehen kann. Beides hat sich aber im Laufe der Zeit 
durch tatsächliche Uebung eingebürgert. Es besteht aber 
ein grosser Unterschied zum englischen Recht. Die faktische 
Zulassung der Zuhörerschaft, wie die faktische Duldung 
der Berichterstattung steht nämlich nicht im Widerspruche 
zu dem positiven Rechte, sondern hat sich praeter legem 
als Gewohnheitsrecht eingewurzelt. Eine solche gewohnheits- 
rechtliche Bildung wird auch allgemein anerkannt. Die 
allgemeine Rechtsüberzeugung bekundet sich auch schon 
darin, dass die Geschäftsordnungen beider Häuser des 
Kongresses die Oeffentlichkeit der Verhandlungen hinsichtlich 
aller Sitzungen mit Ausnahme derjenigen, die der Senat 
in seiner Tätigkeit als exekutives Staatsorgan abhält, an- 
erkennen. Allerdings kann jedes Haus jederzeit den 
Ausschluss der Nichtmitglieder verfügen. 

Die UnVerantwortlichkeit der Veröffentlichung der 
Sitzungsjournale, die einen Ueberblick der Tagesverhand- 
lungen geben, — wovon das ausgenommen bleibt, was nach 
dem Ermessen des Kongresses geheim bleiben soll — und 
der schon lange Zeit üblichen, täglich herausgegebenen 
offiziellen stenographischen Berichte 2) verstand sich von 
je her von selbst. Dies ist um so erklärlicher, als ja der 
Bundesvertrag vom 4. Oktober 1776 Art. 14, der Art. 2 
der Konfoderationsakte vom 9. Juli 1778 und vor allem 
der Art. 1 Sektion 5 der Verfassung vom 17. September 1787 
den Kongress verpflichteten, seine Verhandlungen mit Aus- 

Vgl« hierzu Schlief, Die Verfassung der Nordamerikanischen 
Union, 1880, S. 90, 99, 130. 

^) gesammelt in den „Congressiona Globe". 
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nähme der Teile, deren Geheimhaltung geboten erschien, 
zur allgemeinen Kenntnis zu bringen. Die Entwicklung 
strebte in den Vereinigten Staaten eben von Anfang an 
nach der Publizität der Kongressverhandlungen. Bereits das 
erste Amendement zur Verfassung vom 17. September 1787 
legte den Grundsatz unbedingter Rede- und Pressfreiheit 
unverrückbar fest und verbot den Erlass irgend eines ein- 
schränkenden Gesetzes.!) Schon in den 90er Jahren des 
18. Jahrhunderts tagten das Repräsentantenhaus und der 
Senat öffentlich.-) 

Die Entwicklung ist in den heutigen Rechtszustand 
eingemündet: Die Kongressverhandlungen sind normaler 
Weise öffentlich; wahrheitsgetreue, gutgläubige Berichte 
sind von jeder Rechenschaftspflicht entbunden; amtliche 
Publikationen des Kongresses, wie deren Veröffentlichung 
durch Dritte, sind jeder Rechtsverfolgung entzogen. 

Ganz anders hat sich der Grundsatz der Oeffentlichkeit 
der Parlamentsverhandlungen in Frankreich entwickelt. 
Hier wurde er zum ersten Male als eine notwendige 
Konsequenz des Repräsentativsystems in den einzelnen 
Konstitutionen der Revolutionsjahre Ende des 19. Jahr- 
hunderts zum gesetzlichen Ausdrucke gebracht. Der Rechts- 
zustand änderte sich in dieser Beziehung schon oft während 
der Revolutionsjahre und des ersten Konsulats, aber später 
noch viel mehr mit dem Wechsel der Verfassungsformen. 
In der Napoleonischen Kaiserzeit war die Oeffentlichkeit 
der Parlamentsverhandlungen erheblich eingeschränkt. Die 
Sitzungen des Senats waren, wie schon seit der vierten 
Konstitution vom 13. Dezember 1799 Art. 23, geheim. 

*) Hieraus folgern viele, dass der Kongress rechtlich verhindert 
ist, die Veröffentlichung seiner Verhandlungen zu untersagen 
So auch Schieiden, I. S. 33. 

*) Der Senat tagte bis zum 20. Februar 1794 hinter ver- 
schlossenen Türen. Schon vorher hatte das Unterhaus Zuhörer 
zugelassen. 
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Die OefFentlichkeit der Sitzungen des corps legislatif war 
auf ein sehr minimales Mass zurückgeführt ^). Während 
der Restaurationszeit und der späteren Königszeit wurde 
die Oeffentlichkeit alimählich wieder eingeführt und wurde 
auch die gutgläubige, wahrheitsgetreue Berichterstattung 
für verantwortungsfrei erklärt. 2) Erst die zweite Napoleo- 
nische Zeit brachte wiederum erhebliche Einschränkungen. 
Namentlich wurde die private Berichterstattung jedes 
besonderen Schutzes entkleidet und unter das gewöhnliche 
Strafrecht gestellt. Der Art. 42 der Konstitution vom 
14. Januar 1852 machte nämlich die offizielle parlamenta- 
rische Berichterstattung für die Presse obligatorisch. 
Art. 42 besagt: „Le compte rendu des seances du corps 
legislatif par les journaux ou tout autre moyen de publi- 
cation ne consistera que dans la reproduction du proces- 
verbal dresse ä Tissue de chaque seance par les soins du 
President du corps legislatif." Danach schützte nur die 
getreue Wiedergabe der amtlichen Berichte vor gerichtlicher 
Verfolgung. 3) Jede andere Art der Veröffentlichung von 
Berichten über Sitzungen des gesetzgebenden Körpers war 
streng verboten. In den letzten Jahren seines Bestandes 
wandte sich das zweite Kaiserreich allerdings unter dem 
Drucke der öffentlichen Meinung liberaleren Ideen zu. 
Das Senatskonsult vom 8. September 1869 Hess wieder das 
Publikum zur Zuhörerschaft bei den Senatssitzungen zu, 
deren Ergebnisse auch schon seit dem Senatskonsult vom 
2. Februar 1861 durch regelmässige offizielle Berichte 

') Siehe hierzu das organische Senatskonsult vom 18. Mai 1804. 

2) Vergl. hierzu Artikel 22 des Gesetzes vom 17. Mai 1819 
sur la r^pression des crimes et d^lits commis par la voie de la 
presse ou par tout autre moyen de publication: „Ne donnera lieu 
ä aucune action le compte fid^le des seances publiques de la 
Chambre des d^put^s, rendu de bonne foi dans les journaux. ** 

') Vergl. auch Art. 22 der Konstitution vom 14. Januar 1852, 
Art. 16 des Döcret organique sur la presse vom 17. Februar 1852 ; 
das Senatskonsult vom 2. Februar 1861. 
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bekannt gemacht worden waren. Auch das Senatskonsult 
vom 21. Mai 1870, das die französische Kaiserverfassung 
von neuem regelte, beliess es bei dem bestehenden Rechts- 
zustandcs Nach heutigem Rechte tagen der Senat und 
die Deputiertenkammer wieder öffentlich (Art. 5 der loi 
constitutionelle vom 16. Juli 1875). Die Publikation von 
parlamentarischen Schriftstücken und Berichten geniesst 
nach Art. 41 des Pressgesetzes vom 29. Juli 1881 wieder 
vollkommene Freiheit. ^) Die Berichte müssen aber zwei 
Bedingungen erfüllen, sie müssen wahrheitsgetreu und gut- 
gläubig sein. Sind diese Bedingungen nicht gegeben, so 
entbehren sie des besonderen Schutzes. 

Die Parlamentsverhandlungen werden heute in Frank- 
reich in extenso im Journal officiell veröffentlicht, wovon 
ausführliche und summarische, unter amtlicher Aufsicht 
verfertigte Auszüge der Presse täglich zur freien Verfügung 
gestellt werden, ohne dass aber ihre Benutzung, wie in der 
zweiten Kaiserzeit, für die Presse obligatorisch ist. Der 
Wiederabdruck der offiziellen Parlamentsberichte ist unter 
allen Umständen naturgemäss verantwortungsfrei. Ihm 
gegenüber greift nach der ständigen Praxis der französischen 
Gerichte auch nicht das Erwiderungsrecht durch, welches 
schon nach Art. 11 des Gesetzes vom 25. März 1822 jeder 
„personne nommee ou designee dans le Journal ou ecrit 
periodique" eingeräumt war, und welches durch Art. 13 
des Pressgesetzes aufrecht erhalten ist. 

Art. 41 ist fast wörtlich dem Art. 22 des Gesetzes vom 
17. Mai 1819 nachgebildet. Art. 41 Abs. 1 und 2 lauten: „Ne 
donneront ouverture ä aucune action las discours tenus dans le 
sein de Tune des deux Chambres ainsi que les rapports ou toutes 
autres pi^ces imprim^es par ordre de Tune des deux Chambres. 
Ne donnera lieu k aucune action le compte rendu des s^ances 
publiques des deux Chambres faits de bonne foi dans les journaux.*" 

Nur fehlt die Wahrheitstreue als Bedingung* für die Un- 
verantwortlichkeit der Berichte, da diese Bedingung als in der 
zweiten schon enthalten angesehen wird. S. hierzu später. 
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Ferner gesteht die Geschäftsordnung der Deputierten- 
kammer jedem Deputierten ein merkwürdiges Vorrecht, die 
Befugnis, jede von ihm gehaltene Parlamentsrede allein 
für sich, also ohne jeden Zusammenhang mit der ganzen 
Verhandlung straffrei veröffentlichen zu dürfen, zu. ^) 

Hinsichtlich der privaten Parlamentsberichterstattung 
steht das italienische Recht ganz auf dem Boden des 
französischen Rechtes. Genaue und in gutem Glauben 
angefertigte Berichte können nach Art. 31 des Pressgesetzes 
vom 26. März 1848 nicht rechtlich verfolgt werden. 2) Der 
Senat und die Deputiertenkammer halten normalerweise 
ihre Sitzungen öffentlich ab. 

Von Frankreich her-^) drangen um 1800 die Gedanken 
der konstitutionellen Doktrin nach Deutschland hinein. 
Zunächst wurde von den Vorkämpfern einer „National- 
repräsentation" der Gedanke einer öffentlichen Tagung 
derselben verfochten, und dieser Gedanke fiel in Deutschland 
auf um so fruchtbareren Boden, als er schon von je her 
bei den germanischen Dings, den deutschen Reichstagen 
und später wenigstens bis in das 17. Jahrhundert hinein 
den deutschen Landständen verwirklicht war. Es entsprach 
also durchaus dem germanischen Rechtsbewusstsein, dass 
die Vertretung des gesamten Volks als der nunmehrige 
massgebende, durch das Volk gebildete politische Körper, 



') Art. 150 der Reglements der Deputiertenkammer besagt: 
„Tout d^pute peut faire imprimer et distribuer librement ä ses 
frais ce discours qu'il a prononce." 

^) Art. 31 lautet: „Non dorä neppare luogo ad atione il rendi 
conto es atto fatto in buona fede, delle discussioni del Senate o 
della Camera dei Deputati." 

Die regelmässige Oeffentllchkeit der Sitzungen des Senates 
und der Deputiertenkammer spricht Art. 52 des Statute del Regne 
vom 2. Oktober 1870 aus. 

^) Die französischen Einrichtungen sind für Belgien und für 
Deutschland zum grossen Teil bei der Ausgestaltung des Parlaments- 
rechts wie überhaupt des Verfassungsrechts vorbildlich geworden. 
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wie gewissermassen seine Vorgänger — so andersgestaltig 
sie auch staatsrechtlich sein mögen — über die politischen 
Angelegenheiten öffentlich berieten und abstimmten. 
Namentlich die Vertreter der neuen konstitutionellen Staats- 
rechtsschule verfochten mit aller Entschiedenheit und Wärme 
die Idee der Oeffentlichkeit der parlamentarischen Verhand- 
lungen. ^) 2) Sie suchten nach Kräften durch die ver- 
schiedenste Argumentierung die Ueberzeugung ihrer un- 
bedingten Notwendigkeit zu befestigen, resp. zu erwecken. 
Ihr Bemühen blieb aber noch lange Zeit ohne praktische 
Bedeutung. Die Theorie wurde vorläufig noch nicht in 
die Praxis umgesetzt. Zwar sollten die staatlichen Verhält- 
nisse nach dem Sturz der Napoleonischen Weltherrschaft 
von Grund aus in Deutschland umgestaltet werden, die 
Repräsentativverfassung die veraltete landständische Ver- 
fassung ablösen und als ihre notwendige Folgerung die 
Oeffentlichkeit der Sitzungen der Volksvertretung mit der 
Ergänzung durch die freie parlamentarische Berichterstattung 
eingeführt werden, aber alle diese Hoffnungen erfüllten sich 
nicht oder wenigstens nur zu einem geringen Teil. Nur 
langsam rangen sich die Wünsche nach einer zeitgemässen 
Ausgestaltung des staatlichen Lebens zur Verwirklichung 
durch. Die Regierungen, durch den streng konservativen 
Fürsten Metternich völlig beherrscht, verhielten sich ihnen 
gegenüber äusserst spröde. Namentlich war ihnen der 
Gedanke einer öffentlichen Tagung der Volksvertretung-^) 
verhasst. Denn man fürchtete den verhängnisvollen Einfluss 

•) im weiteren Sinn genommen. 

-) So Benzenberg, Die Verwaltung des Staatskanzlers von 
Hardenberg, 1821; Aretin-Rotfeck, Staatsrecht der konstitutionellen 
Monarchie, 1828; Wilda, Landstände, in Weiskes Rechtslexikon, 
VI. Bd. 1845; Stahl, Philosophie des Rechts, 1837; Dahlmann, 
Die Politik, 2. Auflage, 1847. 

3) Die Begriffe Volksvertretung und Landstände wurden 
damals vermengt. Der grosse staatsrechtliche Unterschied, der 
zwischen ihnen besteht, ist erst später aufgedeckt worden. 
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des anwesenden Publikums auf den Gang der Verhandlungen 
der landständischen Versammlungen und der Parlamente, 
der sich tatsächlich auch erst kurze Zeit vorher in seiner 
ganzen Tragweite bei dem corps legislatif der Revolutions- 
jahre in Frankreich gezeigt hatte. ^) Ebenso abgeneigt war 
man der freien Veröffentlichung von Berichten über die 
Verhandlungen der Landstände oder Volksvertretungen. 
Daraus besorgte man die gefährlichen Wirkungen auf die 
Verständnis- und kritiklose Masse, namentlich die fieber- 
hafte Aufregung, in die das Volk durch die Parlaments- 
berichte versetzt werden könnte. Nur wenige Verfassungen 
nahmen von vornherein in der Frage der parlamentarischen 
Oeffentlichkeit eine weitherzigere Stellung ein. So setzten 
das mit der bayerischen Verfassung veröffentlichte Edikt 
über die Ständeversammlung vom 26. Mai 1818 die 
Oeffentlichkeit der Sitzungen der zweiten Kammer, die 
badische Verfassung vom 22. April 1818 die Oeffentlichkeit 
der Sitzungen beider Kammern der Landstände fest. Soweit 
sich nun aber überhaupt Ansätze zu einer freieren politischen 
Entwickelung gebildet hatten, wurden sie durch die seit 
1819 einsetzende starke Reaktion vernichtet. In Bayern 
beseitigte das Edikt über die Geschäftsordnung für die 
Kammer der Abgeordneten vom 28. Februar 1825 beinahe 
die Oeffentlichkeit der Verhandlungen, indem es scharfe 
und vorbeugende Bestimmungen hinsichtlich der Zulassung 
von Zuhörern erliess. In Weimar wurde die seit dem 
4. Februar 1819 eingeführte Oeffentlichkeit der land- 
ständischen Verhandlungen auf dem Landtage von 1823 



^) Der Corps legislatif war unter den Einfluss der Zuhörer- 
schaft so geraten, dass man nicht nur zu Strafandrohungen greifen 
musste, sondern auch sich genötigt sah, die parlamentarische 
Oeffentlichkeit erheblich zu beschränken. Vergl. die Konstitution 
vom 22. August 1795 Art. 64. Auch die holde Weiblichkeit 
beteiligte sich an den Ausschreitungen. Gegen sie richtet sich 
der Beschluss des Konvents vom 20. Mai 1795. 
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aufgehoben. Die Protokolle über die Verhandlungen wurden 
auch hier und dort mehr und mehr der Oeifentlichkeit 
entrückt; die Berichterstattung wurde mehr oder weniger 
völlig -hinterdrückt. Die Bundestagsverhandlungen, die nach 
dem Beschluss der Bundesversammlung vom 14. November 
1816 regelmässig bekannt gemacht wurden, und von denen 
die Sitzungsprotokolle unmittelbar der Presse zur Benutzung 
ausgeantwortet wurden, blieben z. B. seit dem Jahre 1828 
ganz geheim', seit die offizielle, für das Publikum bestimmte 
Ausgabe der Bundestagsprotokolle aus Mangel an Stoff 
eingingt), da immer mehr Material den für die allgemeine 
Bekanntmachung verfassten Sitzungsprotokollen entzogen 
wurde. Alle diese Einschränkungen der Oeffentlichkeit der 
landständischen und parlamentarischen Verhandlungen in 
den deutschen Gliedstaaten führen nur die in Art. 59 der 
Wiener Schlussakte vom 8. Juni 1820 gegebenen Be- 
stimmungen aus. Art. 59 bestimmt: „Wo die Oeffentlichkeit 
landständischer Verhandlungen durch die Verfassung gestattet 
ist, muss durch die Geschäftsordnung dafür gesorgt werden, 
dass die gesetzlichen Grenzen der freien Aeusserung weder 
bei den Verhandlungen selbst noch bei deren Bekannt- 
machung durch den Druck auf eine die Ruhe des einzelnen 
Bundesstaats oder des gesamten Deutschlands gefährdende 
Weise überschritten werden." 

Die französische Julirevolution brachte dann wieder die 
konstitutionelle Frage in Fluss. Einzelne grössere Staaten, 
wie Hannover, Sachsen 2), nahmen zwar die ßepräsentativ- 
verfassung im wesentlichen an, aber beobachteten trotzdem 



') Vgl. auch den Bundesbeschluss vom 1. Juli 1824, der sich 
gegen „die bisherige Uebung, die gesamten Verhandlungen der 
Oeffentlichkeit zu übergeben", wendet und die Aufnahme von 
zweierlei, öffentlichen und Separat-, blos loco dictaturae zu 
druckenden Protokolle für jede Sitzung anordnet. 

*) Vergl. Verf. des Königreichs Sachsen vom 4. September 1831 
§§ 136, 135; Grundgesetz vom 26. September 1833 für Hannover § 115. 



L. 
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der Frage der parlamentarischen Oeffentlichkeit gegenüber 
im allgemeinen dieselbe Abneigung und Zurückhaltung wie 
vorher. Sie Hessen allerdings die Volksvertretungen der 
Regel nach öffentlich tagen und gaben ihnen das Recht, 
ihre Protokolle drucken zu lassen, aber nirgends wurde die 
freie parlamentarische Berichterstattung anerkannt. Die 
kleineren Staaten verhielten sich überhaupt ablehnend. 
Nur die Verfassung von HohenzoUern- Sigmaringen vom 
11. Juli 1833 machte einen bedeutenden Fortschritt, indem 
sie nicht nur die Anwesenheit einer beschränkten Anzahl 
von männlichen Zuhörern, sondern auch den Druck der 
Landtagsverhandlungen gestattete (§§ 153 — 155, 178). 

Erst die Revolution von 1848 führte den Sieg der 
konstitutionellen Bewegung in Deutschland herbei und 
brachte den Grundsatz der Oeffentlichkeit der parlamen- 
tarischen Verhandlungen und der parlamentarischen Berichts- 
freiheit zur vollen, von allen Fesseln losgelösten Anerkennung 
und Durchführung. Die infolge der Ereignisse von 1848 
hervorgerufenen, resp. revidierten Verfassungen erhoben das 
Repräsentativsystem zum leitenden Verfassungsprinzip und 
zogen aus ihm auch die logisch notwendigen Folgerungen. 
So bestimmten sie die Oeffentlichkeit der Parlaments- 
verhandlungen schlechtweg. (Vergl. Bayern, Gesetz vom 
25. Juli 1850 Art. 13; Anhalt, Verfassung vom 28. Februar 
1850 § 61 ; Hannover, Geschäftsordnung vom 7. Februar 1850 
§§ 88, 94; Grossherzogtum Hessen, Gesetz vom 20. Oktober 
1849 Art. 24; Sachsen -Weimar, Grundgesetz vom 15. Ok- 
tober 1850 § 13; Oldenburg, revidiertes Grundgesetz vom 
22. November 1852 Art. 157, 162; Coburg-Gotha, Grund- 
gesetz vom 3. Mai 1852 § 89; Reuss j. L., Grundgesetz 
vom 14. April 1852 § 91; Waldeck, Verfassung vom 
17. August 1852 § 61 etc.) Eine allgemeine Streitfrage 
tauchte jetzt freilich auf, ob die jetzt verfassungsmässig 
festgesetzte Oeffentlichkeit der Parlamentsverhandlungen 
die UnVerantwortlichkeit einer getreuen Berichterstattung 
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Iq sich berge, ob also der Begriff „Oeffentlichkeit" in den 
Verfassungen oder Gesetzen im engeren oder weiteren 
Sinne auszulegen sei. Jedenfalls wurden von der periodischen 
Presse regelmässige Berichte über die Vorgänge in den 
einzelnen Landtagen veröffentlicht, die auch im allgemeinen 
unbeanstandet blieben. In der Theorie bestanden aber 
hinsichtlich dieser Frage Meinungsverschiedenheiten. Teils 
lehrte man, dass jeder getreue Bericht seinem ganzen 
Umfange nach, also auch mit den in ihm enthaltenen 
straffälligen Aeusserungen der Volksvertreter straffrei ^) sei, 
teils schränkte man die Straffreiheit auf die Berichterstattung 
über die nicht strafbaren Handlungen der Abgeordneten 
ein, und schliesslich bestritten viele, dass die Oeffentlichkeit 
der Sitzungen des Parlaments an sich die Straflosigkeit 
der über sie verfertigten Berichte umfasse, sondern sie 
machten die Entscheidung dieser Rechtsfrage davon abhängig, 
ob die besonderen Umstände, unter denen die Verfassungs- 
bestimmung entstanden sei, die Verallgemeinerung der 
Oeffentlichkeit rechtfertige oder nicht. -) . In Preussen wurde 
zuerst die Frage im Wege der Gesetzgebung entschieden. 
Art. 38 des Pressgesetzes vom 12. Mai 1851 legte die 
UnVerantwortlichkeit der „Berichte von den öffentlichen 
Sitzungen beider Kammern, insofern sie wahrheitsgetreu 
erstattet werden" fest. Vorher hatte schon die preussische 
Verfassung vom 31. Januar 1850 die regelmässige Oeffent- 
lichkeit der Sitzungen der beiden Kammern des Landtags 
im Art. 79 angeordnet. Einen interessanten Einblick in 
die Verschiedenheit der Auffassung des Wortes Oeffentlichkeit 
eröffnen die Stenographischen Berichte II, Kammer 1850 — 51, 
IV. Band, Anlagen S. 1150, 1160 fg. und S. 1292. 

Schon vorher waren wenigstens die Ergebnisse der 
Verhandlungen der einzelnen Provinzialstände, die durch 

') So Zoepfe, Grundsätze des allgemeinen und deutschen 
Staatsrechts, II; 4. Auflage, S. 480. 

-) So Herrmann, Archiv des Kriminalrechts, 1853, S. 385. 



— 16 — 

das Gesetz vom 5. Juni 1823 eingerichtet waren, durch 
den Druck bekannt gemacht worden. Diese Bekanntmachung 
geschah zunächst dadurch, dass der Landtagsmarschall 
einen geschichtlichen Ueberblick über die Verhandlungen 
des Provinziallandtages verfasste, und dass mit ihm zugleich 
der vom König den Provinzialständen erteilte Landtags- 
abschied veröffentlicht wurde. Später wurde auch durch 
die Kabinettsorder vom 2. November 1833 der Abdruck 
der Gutachten und Petitionen der Provinzialstände gestattet, 
soweit sie mit der geschichtlichen Darstellung des Landtags- 
marschalls oder mit dem Landtagsabschied in Zusammenhang 
standen. König Friedrich Wilhelm IV. erlaubte 1841 auch 
den Abdruck des königlichen Propositionsdekretes wie 
sämtlicher an den König gerichteter ständischer Ein- 
gaben. Nicht erlaubt war dagegen die Bezeichnung 
der Namen der Redner in den Landtagsberichten, wie 
auch die Anwesenheit des Publikums bei den Verhand- 
lungen. Die Sitzungen des vereinigten Landtages vom 
Jahre 1847 waren zwar ebenfalls nicht dem Publikum 
eröffnet, aber nach seinem Geschäftsreglement wurden 
die Verhandlungen vollständig und sogar unter Namens- 
nennung der Redner zur allgemeinen Kenntnis ge- 
bracht. 

In Preussen war also zum ersten Male von Deutschland 
die Oeffentlichkeit der parlamentarischen Verhandlungen 
im weiteren Sinn gesetzlich anerkannt worden. In historischer 
Kontinuität an den § 38 des preussischen Pressgesetzes ist 
dann trotz heftigen Widerspruches des Reichskanzlers 
von Bismarck die völlige Freiheit der wahrheitsgetreuen 
Berichterstattung über die Verhandlungen des norddeutschen 
Reichstags^) von jeder Rechenschaftspflicht auf den 
Antrag des Abgeordneten Lasker in Art. 22,2 der Bundes- 



^) Stenographische Berichte 1867, L, S. 459 fg.; Sitzung vom 
29. März 1867. 



I 
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Verfassung i) — im direkten Anschluss an die Pestsetzung der 
Oeifentlichkeit der Reichstagsverhandlungen in Art. 22,1 — 
vom Reichstage aufgenommen und vom Bundesrat ange- 
nommen. Ein weitergehender Antrag des Abgeordneten 
Ausfeld, auch die wahrheitsgetreuen Berichte über Teile von 
Reichstagsverhandlungen zu schützen, wurde vom Reichstage 
in derselben Sitzung vom 29. März 1867 abgelehnt. Der 
Artikel 22 der norddeutschen Bundesverfassung ist als 
Art. 22 wörtlich in unsere Reichsverfassung übergegangen. 
Um aber den Grundsatz der Immunität der Berichterstattung 
über Verhandlungen deutscher Parlamente zu einem gemein- 
rechtlichen zu machen, wurde der § 12 wiederum auf 
Antrag des Abgeordneten Lasker in das Reichsstrafgesetz- 
buch vom 15. Mai 1871 eingeschaltet. Lasker begründete 
seinen Antrag damit, dass das Reichsstrafgesetzbuch „die 
den wahrheitsgetreuen Berichten der Kammern garantierte 
Straffreiheit*' bedrohen würde, wenn nicht eine besondere 
Bestimmung dagegen in das Gesetzbuch aufgenommen würde. 
Die verbündeten Regierungen erhoben gegen den Antrag 
keinen Widerspruch, und der Reichstag nahm ihn debatte- 
los an. 2) 

Auf dem Standpunkt des parlamentarischen deutschen 
Rechts steht hinsichtlich der privaten Berichterstattung 
auch das österreichische. § 28 Abs. 4 des Pressgesetzes 
vom 17. Dezember 1862 ordnet an: „Kann für wahrheits- 
gemässe Mitteilungen öffentlicher Verhandlungen des Reichs- 

') Vgl. Stenograijhische Berichte des preussischen Abgeordneten- 
hauses 1866 Bd. I, Anlagen S. 215, Bd. U, Anlagen S. 156, 168; 
Stenographische Berichte des preussischen Herrenhauses 1866,67, 
Bd. II S. 296, Bd. I S. 356 fg. Die Vorgänge in dem preussischen 
Herrenhaus, namentlich die Rede von Bismarck in der Sitzung 
vom 4. Februar 1867, veranlassten den Abgeordneten Lasker zur 
Stellung seines Antrages, wie aus seiner Rede in der Sitzung 
vom 29. März 1867 erhellt. 

*) Stenographische Berichte des Reichstags 1870, Bd. II 
S. 1147 fg.; 52. Sitzung vom 23. Mai 1870. 

2 
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rats und der Landtage niemand zur Verantwortung gezogen 
werden.'* ^) 

Der im deutschen Recht in dem Art. 22,2 und § 12 
ausgesprochene Grundsatz der Unverantwortlichkeit der 
parlamentarischen Berichterstattung entfliesst dem Wesen 
des Parlamentarismus. Der Parlamentarismus stellt aber 
seinerseits wiederum einen Ausfluss des ßepräsentativsystems 
dar. Dieses staatsrechtliche System — mag es in den 
wissenschaftlichen Darstellungen und in den Verfassungen 
noch so verschieden im einzelnen ausgestaltet sein — 
bezweckt in seinem innersten Wesen nichts anderes als 
tunlichste Heranziehung des Volkes zur Lösung der staat- 
lichen Aufgaben. Die Ausübung der staatlichen Funktionen 
soll nicht allein einer bestimmten, nach aussen hin abge- 
schlossenen Beamtenkaste vorbehalten sein, sondern unter 
tätiger Mitwirkung des Volkes vor sich gehen. Dieser 
Gedanke kann natürlich mehr oder weniger weit ausgebildet 
werden. Jedenfalls ist dem ßepräsentativstaate aber eigen- 
tümlich, dass neben den Träger der staatlichen Exekutive 
und den Verkörperer der Staatshoheit eine Vertretung des 
Gesamtvolkes zur Mitwirkung bei der Ausübung bestimmter 
staatlicher Funktionen, namentlich der Gesetzgebung und 
der Besteuerung, tritt. In diesem Sinne gebraucht man 
gewöhnlich den Begriff des Repräsentativstaates oder des 
Repräsentativsystems. Die Tendenz der modernen Ent- 
wicklung strebt aber darüber hinaus. Sie geht dahin, die 
dem Repräsentativsystem zu Grunde liegende Idee der 
Heranziehung der tauglichen Volksgenossen zur Entfaltung 
der gesamten staatlichen Tätigkeit weiter zu verwirklichen. 
Sie ist auch ganz natürlich und verständlich, weil das Volk 
durch seine wachsende Beteiligung an der Staatsverwaltung 
für die Aufgaben derselben immer mehr geschult wird; 

') Vgl. hierzu Sladecek, S. 127 fg.; Finger I, S. 253 fg.; 
Kissling, Die Unverantwortlichkeit der Abgeordneten und der 
Schutz gegen Missbrauch derselben, 2. Aufl., 1885, S. 11 fg. 
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sie ist auch segensreich und vernünftig, wenn sie sich immer 
dem Masse der Schulung der Volkskraft anpasst, und wenn 
sie nicht in Ochlokratie und Demagogie ausartet. Das 
Volk kann sich aber nur dann aktiv am Staatsleben mit 
Erfolg beteiligen und zur Mitwirkung an der Leitung des 
Staates erzogen werden, wenn die Tätigkeit der Staats- 
maschine nach allen Richtungen hin der Oefifentlichkeit 
ausgesetzt ist und ihr Funktionieren jedem Volksgenossen 
wahrnehmbar ist. Die Durchführung des Gedankens, die 
taugliche Volkskraft in den Dienst der dem Gemeinwohl 
gewidmeten Verwaltung zu stellen, setzt unerlässlich die 
Oefifentlichkeit der Staatsverwaltung auf allen ihren Gebieten 
voraus. Daher müssen in einem Repräsentativstaate folge- 
richtig die Verwaltung und die Rechtspflege öffentlich 
tätig sein. 

Die vornehmste Form der Mitwirkung des Volkes an 
der Leitung seiner Geschicke ist seine Vertretung im 
Parlament. Es ist zugleich die Form, welche die durch das 
Repräsentativsystem bedingte Mindestgrenze der Beteiligung 
darstellt, also ein unumgängliches Merkmal des Repräsentativ- 
^ystems ist. Hier ist besonders die Oeffentlichkeit eine 
logische Notwendigkeit. Dem Volke ist das Recht beigelegt, 
durch Wahl seine Vertretung zu schaffen, um durch sie 
auf den Gang der Staatsverwaltung einzuwirken und seine 
Wünsche und Gedanken in die Tat umzusetzen. Ein alter 
-allgemeiner Rechtsgrundsatz besagt aber, dass dem Träger 
eines Rechts von der Rechtsordnung die Möglichkeit seiner 
Ausübung gewährt werden muss. ^) Nur wenn das Parlament 
<)ffentlich tagt, vermag das Volk jedoch sachgemäss sein 
Recht auszuüben und eine wahre Vertretung seiner Interessen 
zu erzeugen. 2) Es muss doch wissen, wie seine Interessen 

>) Vgl. Einleitung des A. L. R. § 89. Stahl, S. 23. 

-) Dieser Gesichtspunkt ist vom Abgeordneten Lasker besonders 
in der Reichstagssitzung vom 29. März 1867 hervorgehoben worden. 
^Stenographische Berichte S. 440.) 

2* 
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von den einzelnen Abgeordneten wahrgenommen werden, 
um danach bei der Konstituierung seines Organs zweck- 
mässig verfahren zu können. Die Volksvertretung bedarf 
sodann noch aus anderen Gründen notwendig der öffentlichen 
Wirksamkeit. Sie muss ein festes Rückgrat und einen 
geeigneten Resonanzboden haben, um ihren Zweck zu 
erfüllen. Sie muss ferner mit dem Volk in ständiger 
Wechselwirkung stehen, wenn sie sich als eine wahre 
Volksvertretung betätigen will. 

Alle diese Gründe legen das Prinzip der Oeffentlichkeit 
der parlamentarischen Verhandlungen als eine wesentliche 
und notwendige Konsequenz des Repräsentativsystems dar. 
Hierin stimmen auch mit wenigen Ausnahmen alle Schrift- 
steller überein. i) Nach der Ansicht der Gegner beruht 
die Oeffentlichkeit der Parlamentsverhandlungen lediglich 
auf politischen Zweckmässigkeitsgründen. Sicherlich fallen 
auch viele Rechtfertigungsgründe, die für ihre Notwendigkeit 
ins Feld geführt werden, darunter. Zu ihnen gehört vor 
allem, dass nur ein öffentlich verhandelndes Parlament sich 
das Vertrauen des Volkes dauernd bewahren kann, das» 
die Oeffentlichkeit die einzelnen Volksvertreter gegen Beein- 
flussungen von oben feit, dass sie die Mittelmässigkeit von 
den hohen „Staatsämtern" fernhält, da „nur Geisteskraft 
mit Ehre den Kampf in öffentlichen Diskussionen bestehen" 
kann, und dass sie für die Minister „eine immer schweigende 



^) A. M. Bornhak I, S. 422 und Binding I, S. 681. Die Vertreter 
der anderen Auffassung haben einen bequemen Angriffspunkt 
gegen die obige Ansicht in ihrer vielfach vorkommenden falschen 
Begründung. Es werden hierbei nämlich häufig privatrechtliche 
Begriffe mit öffentlich rechtlichen Verhältnissen verquickt. So 
werden die Volksvertreter als Mandatare des Volkes, das Volk als 
Mandant angesehen. Die Notwendigkeit der parlamentarischen 
Oeffentlichkeit wird damit begründet, dass der Mandant stets in 
der Lage sein muss, die Tätigkeit des Mandatars zu kontrollieren. 
Vgl. hierzu v. Rönne I, S. 324. Mit Recht dagegen Bornhak, I, S. 422. 
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treflflichere Mahnerin zur Pflicht" ist. ^) In diesen Zweck- 
mässigkeitserwägungen liegt jedoch nicht der eigentliche 
Rechtsgrund der parlamentarischen Oefifentlichkeit. Sie 
wird vielmehr, wie oben ausgeführt, mit unumgänglicher 
Notwendigkeit durch das ßepräsentativs^^stem bedingt. 
Jene Gründe haben nur insoweit Bedeutung, als sie ihre 
rechtliche Notwendigkeit noch unterstützen. 

Der Grundsatz der parlamentarischen OefFentlichkeit 
kommt aber erst dadurch zur vollen Geltung, dass sich die 
Berichterstattung über die Verhandlungen des Parlaments 
frei bewegen kann und dadurch in der Lage ist, auch dem 
nicht anwesenden Publikum ein getreues Bild von den 
Vorgängen im Parlament zu zeichnen. Wie soll das Volk 
auf andere Weise davon Kenntnis erlangen, da es doch 
unmöglich in seiner Gesamtheit den Verhandlungen bei- 
wohnen kann! Die Immunität der Parlamentsberichte 
bezweckt also nur, einen Ersatz für die tatsächliche Un- 
möglichkeit der Zulassung des ganzen Volkes zur Zuhörer- 
schaft zu bieten. Sie ist als nichts anderes als die rechtlich 
notwendige Folgerung aus dem Prinzip der öffentlichen 
Tagung der Volksvertretung aufzufassen und auch in diesem 
Sinn bei ihrer Rezeption in den einzelnen Verfassungen 
und Gesetzen vom Gesetzgeber gedacht worden. 2) 

Die Sicherung und Erweiterung der parlamentarischen 
Oeffentlichkeit durch die freie Berichterstattung hat aber 



') So Aretin - Rotteck, Staatsrecht der konstitutionellen Mo- 
narchie, 1828, II, 2 S. 204/205. 

*) Vgl. die Rede des französischen Parlamentariers Guizot, 
die er 1819 anlässlich der sog. Loi sur le compte rendu fid^le et 
de bonne foi gehalten hat, bei Sladecek S. 128/129., besonders die 
Stelle „ils ^lorgissent Tenceinte, 6u le public est admis, ils fönt 
jouir la France entidre d'un droit que tout le public ne peut 
exercer materielle menf* (ils - les journalistes), und die Rede 
Laskers bei Begründung des Art. 22,2 R. Y., vor allem: „Ich bin 
für das Prinzip der Oefifentlichkeit der Verhandlungen, wie es im 
Art. 22 ausgedrückt ist, aber zugleich für seine Konsequenzen." 
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noch ihren besonderen Wert für die einzelnen Abgeordneten ^ 
ja sogar sie ist für diese erforderlich und findet hiermit 
ihre weitere Rechtfertigung. Die Volksvertreter können 
erst durch sie mit ihren Wählern in stetiger Fühlung 
bleiben, sie werden erst durch sie in ihrer Unabhängigkeit 
der Regierung gegenüber gesichert und in die Lage versetzt^ 
ihre Ansichten vor dem ganzen Volke, dessen Vertreter sie 
doch sind, zu entwickeln und in ihm zu verbreiten. 

Die den Abgeordneten persönlich zustehende Immunität^ 
ein weiterer Grundpfeiler des Parlamentarismus, gewinnt 
sodann erst durch die Immunität der Parlamentsberichte 
eine erhöhte Bedeutung und Wirksamkeit. Beide Immuni- 
täten stehen insofern in einem gewissen inneren Zusammen- 
hang, als es etwas Unharmonisches wäre, die Aeusserungen 
der Abgeordneten an sich durch einen Rechtssondersatz 
von jeder Verantwortungspflicht zu befreien, ihre Weiter- 
verbreitung aber dem allgemeinen Rechte unterstellt zu 
lassen. Deshalb ergänzen sie sich auch in den modernen 
Parlamentsrechten. Aber es wäre verfehlt anzunehmen ^ 
dass die Immunität der Parlamentsberichte der Immunität 
der Abgeordneten entfliesst. Ganz abgesehen davon, dass 
diese persönlicher Natur ist, d. h. ihren Grund und ihre 
Beschränkung in den Personen der Abgeordneten findet 
und kraft ihres Inhalts ihnen Abstimmungs- und Redefreiheit 
gewährt, jene hingegen sachlicher Natur ist, d. h. die 
Berichte über die Gesamtverhandlungen des parlamen- 
tarischen Körpers als solche, damit auch die Wiedergabe 
der Reden der Regierungsvertreter und sonstiger im 
Parlament vorgekommener Geschehnisse schützt, dass die 
letztere also eine grössere Tragweite als die erstere hat, 
erweist sich die obige Ableitung schon aus allgemeinen 
Rechtsgrundsätzen als unmöglich. Handlungen und Aeusse- 
rungen der Abgeordneten können auch, wenn sie an sich 
den Tatbestand einer rechtlich zu verfolgenden Handlung 
verwirklichen, mit Rücksicht auf die persönliche Berufs- 
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Stellung ihrer Urheber von jeder Rechenschaftspflicht ent- 
bunden werden. Hiermit ist aber nicht ohne weiteres die 
Wiederholung der Handlung oder Aeusserung — und eine 
solche liegt doch in der Wiedergabe der Handlung oder 
Aeusserung durch die Berichterstattung vor — ausserhalb 
des parlamentarischen Berufes erlaubt. Vielmehr stellt sie 
sich als eine neue selbständige Handlung des Handelnden 
oder Aeussernden dar, die ohne besondere Rechtsvorschrift 
den allgemeinen Rechtssätzen unterliegt. Schliesslich unter- 
scheiden sich auch beide Institute den ihnen zu Grunde 
liegenden gesetzgeberischen Erwägungen nach erheblich. 
Die Immunität der Abgeordneten soll die Unabhängigkeit 
in der Ausübung des parlamentarischen Berufes sichern, 
die Immunität der Parlamentsberichte die Oeflfentlichkeit 
der Parlamentsverhandlungen zur Vollendung bringen. Mag 
auch der Gedanke, dass die Redefreiheit der Volksvertreter 
die Verantwortunpfsfreiheit der Berichte nach sich ziehe, 
bei der gesetzlichen Einführung des Grundsatzes des § 12 
Str. G. B. und des Art. 22,2 R. V. mituntergelaufen, sein, 
sicherlich ist er für den Gesetzgeber nicht massgebend 
gewesen. Dieser hat die Immunität der parlamentarischen 
Berichterstattung, wie es auch der Natur der Sache ent- 
spricht, und wie die Vorgänge bei ihrer Rezeption lehren, 
als die rechtlich notwendige Konsequenz der parlamen- 
tarischen Oeffentlichkeit aufgefasst. ') 

Die scharfe Scheidung beider Rechtseinrichtungen ist 
für die richtige Erfassung des juristischen Wesens der 
freien Berichterstattung von ausschlaggebender Bedeutung. 
Sie ergibt schon ohne weiteres die Unmöglichkeit, in der 
freien Berichterstattung ein Privilegium der Volksvertretung 

') a. M. G. Meyer, Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, 5. Aufl., 
S. 303, der die Immunität der Parlamentsberichte als Ausfluss 
sowohl der Oeffentlichkeit der parlamentarischen Verhandlungen 
als auch der Redefreiheit der Abgeordneten ansieht. So wie oben 
R. G. XV S. 33; Fuld, S. 251 ; v. Liszt, S. 163; Binding, I. S. 681 Nr. 4 
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oder ein Privilegium der Volksvertreter zu erblicken. Diese 
Ansicht ist freilich schon deswegen ausgeschlossen, weil 
auf Grund des geltenden Staatsrechts ein Recht der 
Abgeordneten oder des Parlaments^) auf Berichterstattung 
nicht konstruierbar ist. Aber auch die Auffassung, dass 
ein Privilegium des Publikums vorliegt, erweist sich aus 
den gleichen Gründen als unhaltbar. Ebenso entbehrt die 
Annahme eines Sonderrechts der Presse oder Bericht- 
erstatter der Begründung. 2) ^j An diesen ganzen Theorien 
ist überhaupt falsch, dass sie in der Immunität der Parlaments- 
berichte eine Rechtsbegünstigung erblicken. Denn in einem 
Repräsentativstaate kann diese nicht ein Privileg darstellen, 
da sie doch nur die notwendige Konsequenz des Repräsentativ- 
systems ist. Nur insoweit als das Prinzip der Un Verant- 
wortlichkeit der Parlamentsberichte über Gebühr ausgedehnt 
ist, könnte von einem Privileg gesprochen werden, für das 
aber auch dann nicht ein Träger staatsrechtlich konstruiert 
w^erden könnte. 

Fassen wir die Ergebnisse der bisherigen Untersuchungen 
kurz zusammen, so ist zunächst hervorzuheben, dass die 



^) So Sladecek, S. 130, der ein Privilegium des Parlaments 
deshalb annimmt, weil das Parlament das Recht auf öffentliche 
Tagung hat, die aber wegen ihrer faktischen UnvoUständigkeit 
durch die Presse erst durchgeführt wird. Dieses sogenannte Recht 
des gesetzgebenden Körpers, öffentlich zu verhandeln, ist aber 
zum mindesten gleichzeitig eine Pflicht. Die Annahme Sladeceks 
würde bei Bestand dann bleiben können, wenn z. B. dem deutschen 
Parlamente, wie dem französischen gemäss Art. 16 des früheren 
Gesetzes vom 25. März 1822, gegen entstellte oder böswillige Be- 
richte eine regressive Jurisdiktion zustände. Nichts deutet aber in 
unseren Verfassungsbestimmungen auf eine Befugnis der Volks- 
vertretung, wie sie von Sladecek konstruiert wird, hin. 

^) So Binding, I. S. 684, der ein persönliches Privilegium der 
Berichterstatter und -Verbreiter annimmt, und Fuld, S. 253, der 
ein Privilegium der Presse verficht. 

') Die praktischen Folgen dieser Auffassung ergeben S. 28 fg. 
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Freiheit der Berichterstattung über die Parlamentsverhand- 
lungen auf staatsrechtlichen Erwägungen beruht, dass sie 
eine spezifisch staatsrechtliche Frage ist. Sie hat sich in 
dem Augenblick entwickelt, als sich das ßepräsentativsystem 
als Verfassungsprinzip im Deutschen Eeiche wie auch in 
den meisten modernen Kulturstaaten und als dessen haupt- 
sächlichste Ausdrucksform die Volksvertretung ausbildeten. 
Denn das Repräsentativsystem bedingt mit Notwendigkeit 
die Geltung des Grundsatzes der Oeffentlichkeit in allen 
Zweigen der allgemeinen Staatsverwaltung. Die OefFentlich- 
keit ist auch tatsächlich mehr oder weniger durchgeführt 
worden, wenn auch realpolitische Erwägungen hier und da 
ihre starre folgerichtige Durchführung verhinderten. Ins- 
besondere haben die neuen Verfassungen die Publizität der 
parlamentarischen Verhandlungen als eine der vornehmsten 
Vorschriften des Parlamentsrechts festgesetzt. Da nun aber 
die Publizität im eigentlichen Sinne, im Sinne der Zulassung 
des Publikums zur Zuhörerschaft, aus natürlichen Gründen nur 
eine beschränkte sein kann, sie aber doch konsequenter Weise 
und einem unverkennbaren starken Bedürfnisse des Volkes 
entsprechend vollkommen hergestellt werden sollte, ist die 
TJnverantwortlichkeit der parlamentarischen Berichterstattung 
als ihre notwendige Ergänzung und Vollendung eingeführt 
worden. 

Es handelt sich also hier eigentlich, wie eben hervor- 
gehoben, um eine staatsrechtliche Frage, die im Staatsrecht 
zum Austrag zu bringen ist. Dementsprechend hat auch 
unsere Reichsverfassung die Verantwortungsfreiheit der 
Parlamentsberichte hinsichtlich der Reichstagsverhandlungen 
ausgesprochen. Wenn die Bestimmung der TJnverantwort- 
lichkeit der Berichte über die Verhandlungen der deutschen 
eiuzelstaatlichen Volksvertretungen im Reichsstrafgesetzbuch 
getroffen ist, so hat dies seinen besonderen Grund darin, 
dass eine derartige reichsgesetzliche Festsetzung aus nahe- 
liegenden Gründen schlecht ihren Platz in einem anderen 
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Reichsgesetz hätte finden können. ^). Auch das ßeichs- 
pressgesetz wäre nicht zur Aufnahme geeignet. Denn es 
regelt lediglich die Rechtsverhältnisse der Presse. Der 
Grundsatz der Unverantwortlichkeit der Berichterstattung 
über parlamentarische Verhandlungen umspannt aber nicht 
nur die Presserzeugnisse, sondern auch die Berichte reiner 
Privatpersonen, die nichts mit der Presse zu tun haben, 2) 
ja sogar auch die mündlichen Wiedergaben. Seinem 
juristischen Charakter nach stellt er sich schliesslich nicht 
als ein Privilegium, also als regelwidriges Recht, sondern 
als regelmässiges Recht dar. 3) Denn er ist nur eine 
wesentliche Konsequenz des Repräsentativsystems, das 
unseren deutschen Verfassungen zu Grunde liegt. 

In den bisherigen Erörterungen haben wir die historische 
Entwicklung, die Bedeutung und das juristische Wesen des 
Prinzips der freien parlamentarischen Berichterstattung darge- 
legt. Der nächste Teil unserer Auseinandersetzung befasst 
sich mit seiner besonderen Festprägung in unserem Rechte, 
mit der Exegese des § 12 Str. G. B. und Art. 22,2 R. V.^) 

*) Die Verweisung des Grundsatzes der freien parlamentarischen 
Berichterstattung in das Str. G. B. erweist sich schon deshalb als 
einen Notbehelf, weil er nicht nur die Straffreiheit, sondern die 
Freiheit von jeder rechtlichen Verfolgung, von jeder Verantwort- 
lichkeit ausspricht. Siehe später S. 46 £g. 

•-) Siehe später S. 28 fg. 

In Frankreich, Italien, Oesterreich hingegen ist er in den Press- 
gesetzen niedergelegt worden. Vgl. Art. 41 Abs. 1 und 2 der loi 
sur la presse von 1881, § 28 Abs. 4 des österreichischen Press- 
gesetzes und Art. 31 der legge sulla stampa von 1848. Seine 
Festsetzung konnte zur Zeit der Entstehung des Reichsstraf- 
gesetzbuches schon deshalb nicht im Reichspressgesetz erfolgen, 
weil dieses erst später erlassen ist. 

^) Siehe später S. 47 fg. 

*) Vgl. die Kommentare zum Reichsstrafgesetzbuch von Rüdorff, 
Oppenhoff-Delius, Olshausen, Frank; Hubrich, S. 46 fg.; Kommen- 
tare zur Reichsverfassung von Seydel, Arndt, Zorn; Laband, I 
S. 321 fg.; Binding, I S. 670 fg.; v. Liszt, Das deutsche Reichs- 
pressrecht, S. 162 fg.; V. Liszt, Strafrecht, S. 157; Bornhak, I 
S. 442; Klöppel, 335 fg.; S. Heinze, S. 9 fg. 
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Die exegetische Darstellung greift natürlich auf die vor- 
augegangeue historische und dogmatische Untersuchung viel- 
fach zurück. 

Die UnVerantwortlichkeit der parlamentarischen Bericht- 
erstattung ist zu dem Zwecke festgesetzt worden, dass dem 
Volke die Möglichkeit einer Aufklärung und Kenntnisnahme 
von den Vorgängen im Parlament verschafft wird. Daher 
gemessen den Schutz des § 12 Str. G. B. wie des Art. 22,2 
R. V. nur einfache Berichte, d. h. erzählende Darstellungen 
der Verhandlungen der Volksvertretung in ihrem wesentlichen 
Verlauf. Der Schutz erstreckt sich also nicht auf die 
Wiedergabe einzelner aus dem Zusammenhang heraus- 
gerissener, wenn auch vielleicht an sich wortgetreuer 
Aeusserungen, die im Parlament gefallen sind, auch nicht 
auf die eigenen Randglossen und Kritiken, ^) die der Bericht- 
erstatter seinem Bericht einflicht, selbst dann nicht, wenn 
er seine Betrachtungen in die Worte von Parlamentariern 
oder Regierungsvertretern kleidet. Es w^erden ferner weder 
wörtliche Zitate aus Reichstags- oder Landtagsreden, noch 
Sammlungen von solchen Reden, noch Abdrücke oder wört- 
liche Wiederholungen der gehaltenen Reden durch die 
Abgeordneten selbst durch den § 12 Str. Gr. B. und Art. 22,2 
R. V. gedeckt.-) Denn in allen diesen Fällen liegt kein 
Bericht vor. Nur wenn ein Abgeordneter seine Rede 
ausserhalb des Parlaments wiederholt oder sie abdrucken 
und veröffentlichen lässt, kann unter Umständen eine Bericht- 
erstattung gegeben sein. Ob dies der Fall ist oder nicht, 
ist quaestio facti. Die Frage ist z. B. zu bejahen, wenn 
die einzelne Rede des Abgeordneten die ganze Sitzung des 
Hauses ausgefüllt hat, oder wenn sie die einzige, über den 
ihren Inhalt bildenden Verhandlungsgegenstand im Parlament 
gehaltene Rede ist. In diesen Fällen wäre natürlich auch 
die alleinige Wiedergabe durch einen andern als durch 

') So bes. R. G. XV, S. 32. 

■') So bes. R. G. XVIII, S. 207 fg. 
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den Redner ein Bericht im Sinne des § 12 Str. G. B. oder 
Art. 22,2 R. V. ^) Denn die Natur des Berichts wird auch 
dann gewahrt, wenn die Darstellung nur einen einzelnen 
Gegenstand der Tagesordnung erschöpfend umfasst. Einer 
Veröffentlichung kann und muss der Charakter eines Berichts 
stets dann versagt werden, wenn aus der konkreten Sach- 
lage heraus erhellt, dass sie nicht zur Unterrichtung des 
Publikums gemacht ist, sondern lediglich um die in der Volks- 
vertretung stattgefundenen Gedankenausdrücke als die eigenen 
Erzeugnisse der Veröffentlichenden weiter zu verbreiten. 

Die Form der Berichterstattung ist nach unserem Rechte 
belanglos. Der Bericht kann mündlich oder schriftlich 
erstattet werden; er kann dann weiter gedruckt oder 
hektographiert usw. werden. 2) Auch auf die Persönlichkeit 
des Berichterstatters legt unser Recht kein entscheidendes 
Gewicht. Nicht nur die berufsmässigen Berichterstatter, 
sondern eine jede Person, die auch lediglich im Einzelfall 
einen Bericht abfasst, werden geschützt.«^) So kann vor 

') Anders die österreichische Gerichtspraxis, die stets den 
wortgetreuen Abdruck einer einzelnen Parlamentsrede für straf- 
frei erklärt, auch wenn die Rede nicht den betreffenden 
Verhandlungsgegenstand erschöpft. § 28 Abs. 4 des Pressgesetzes 
schützt allerdings nicht nur den wahrheitsgetreuen Bericht, 
sondern „wahrheitsgetreue Mitteilungen öffentlicher Verhand- 
lungen des Reichsrats und der Landtage.** Siehe auch Sladecek, 
S. 133. 

^) Vgl. oben S. 24 namentlich Anmerkung -). Die Ansicht, 
dass die Bestimmungen des § 12 und Art. 22,2 in ein Pressgesetz 
gehören, ist daher abwegig. Ihr huldigt z. B. Schütze, Lehrbuch 
des deutschen Strafrechts, 2. Aufl., Leipzig 1874, S. 60 Nr. 18. 

*) Dagegen Finger I, S. 253/4, der nur der Presse den Schutz 
zuerkennen will. Er erkennt auch nicht den Schutz der münd- 
lichen, wahrheitsgemässen Wiedergabe einer parlamentarischen 
Verhandlung an. Im französischen Recht wird nur den durch 
die Presse veröffentlichten Berichten die Rechenschaftspflicht 
erlassen. Vgl. dazu §41 Abs. 2 des Pressgesetzes von 1881: „Ne 
donnera lieu ä aucune action le compte rendu des seances publiques 
des deux Chambres fait de bonne foi dans les journaux." 
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allem ein Abgeordneter seinen Wählern einen Bericht über 
eine Verhandlung der Volksvertretung geben, was selbst- 
yerständlich nicht mit der Berichterstattung über seine 
eigene parlamentarische Tätigkeit an und für sich zusammen- 
fällt. Diese unterliegt den Normen des gemeinen Rechts^ 
während jene unverantwortlich bleiben kann. Tatsächlich 
kommen die Bestimmungen des § 12 und Art. 22,2 natürlich 
der periodischen Presse zu gute, welche berufsmässig die 
Kenntnis der parlamentarischen Vorgänge dem Volke ver- 
mittelt und eine sonstige private Berichterstattung erübrigt. ^) 
Die Presse übt auch hier die ihrheutzutage allgemein zufallende 
Funktion, die Trägerin der Oeffentlichkeit zu sein, aus. 

Art. 22,2 R. V. erklärt die Berichte über die Verhand- 
lungen des deutschen ,.Reichstage8'*, § 12 Str. G. B. die 
Berichte über Verhandlungen „eines Landtags oder einer 
Kammer eines zum Reich gehörigen Staats" für unverant- 
wortlich. Demnach bleiben die Berichte über Vorgänge in 
ausserdeutschen Parlamenten den allgemeinen Rechtsgrund- 
sätzen unterstellt. Nur den Berichten über Verhandlungen 
von deutschen Volksvertretungen wohnt der Schutz vor 
rechtlicher Ahndung inne. Unter Volksvertretung ist die 
Repräsentation des gesamten Volks im Gegensatze zu dem 
Träger der Staatshoheit und der staatlichen Exekutive zu 
verstehen. Der § 12 spricht von Landtagen oder Kammern 
deshalb, weil diese Bezeichnung in den Verfassungen der 
deutschen Gliedstaaten der Volksvertretung zumeist beigelegt 
ist. Aber § 12 findet auch dann natürlich seine Anwendung^ 
wenn ein einzelstaatliches Parlament einen solchen Namen 
nicht führt, sondern in anderer Weise, wie die Bürger- 
schaften der Hansestädte, bezeichnet ist. Es kommt aus- 
schliesslich darauf an, dass die betreiFende Körperschaft 
eine Volksvertretung im Sinne der konstitutionellen Staats- 
rechtslehre ist. Unter § 12 Str. G. B. fallen also nicht 

Vgl. aber S. 28 Anm. ^) 
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die Gemeindevertretungen, Kreistage, Stadtverordneten- 
versammlungen, Magistrate, Senate, Synoden und der 
Bundesrat, auch gehören hierzu nicht die Provinziallandtage, 
die zwar den Namen Landtage haben, aber nicht Vertretungen 
des Gesamtvolkes in einem Staate darstellen. Wohl erfasst 
die Immunität die Berichte über die Verhandlungen der 
sogenannten Bürgerschaften in den Hansestädten, obgleich 
sie den sonstigen Volksvertretungen nicht völlig gleichen. 
Denn die Bürgerschaften sind auch zugleich mit den Senaten 
Träger der Staatsgewalt. Aber dennoch rechnet die gemeine 
Meinung sie mit Recht zu den Landtagen im Sinne des § 12, 
da die ganze Organisation der Staatsverwaltung in den 
Hansestädten dergestalt ist, dass die Bürgerschaften das 
Volk gegenüber dem Träger der staatlichen Exekutive 
vertreten sollen, i) Sie haben eben nur eine erweiterte 
Bedeutung, als das Parlament gewöhnlich hat. Auch die 
Berichte über die Verhandlungen des Landesausschusses 2) 
in Elsass- Lothringen gemessen den Schutz des § 12. 
Zwar kommt Elsass -Lothringen nach der Beichsverfassung 
die Eigenschaft eines deutschen Gliedstaates nicht zu, aber 
das Gesetz betreffend die Einführung des Strafgesetzbuches 
vom 30. August 1871 Art. 1 Abs. 2 erklärt Elsass- 
Lothringen ausdrücklich für „einen zum Reich gehörigen 
Staat" im Sinne des Strafgesetzbuches. 2)^) Auch ist die 

*) Vergl. die Verfassung von Lübeck vom 9. April 1875 Art. 4, 
die Verfassung von Bremen vom 17. November 1875 § 56, die 
Verfassung von Hamburg vom 13. Oktober 1879 Art. 6, auch § 44 
der Verfassung von Bremen und Art. 18 der Verfassung von Lübeck. 

^) Die Verhandlungen müssen durchweg öffentlich sein. 
Vgl. das Gesetzvom 23. Mai 1881 § 1. 

^) Art. 1 Abs. 2 des Gesetzes vom 30. August 1871 lautet: 
„Die Bestimmungen dieses Gesetzbuches, in welchen von Bundes- 
staaten oder deren Beziehungen die Rede ist, finden auch auf 
Elsass -Lothringen und dessen entsprechende Beziehungen An- 
wendung." 

^) Viele Reichsgesetze erklären Elsass -Lothringen für einen 
Bundesstaat in ihrem Sinn. Vgl. Art. 5 des Einführungsgesetzes 
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Verwaltung hier so organisiert, dass dem Landesausschuss 
die Stellung einer Vertretung des Gesamtvolkes dem Reiche 
als dem Träger der Staatsgewalt und -exekutive gegenüber ' 
zufällt. 1) 

§ 12 und Art. 22,2 erstrecken sich nur auf die Berichte 
über Verhandlungen einer deutschen Volksvertretung. Unter 
Verhandlungen sind nicht nur die Reden der Abgeordneten 
und Regierungsvertreter, sondern alle Vorgänge, die sich 
in den Sitzungen des Parlaments abgespielt haben, zu 
begreifen. Es fallen also auch die Abstimmungen, die 
gestellten Anträge, die Bezeugungen des Beifalls und der 
Missbilligung, die disziplinarischen und geschäftsleitenden 
Massregeln des Präsidenten, das ostentative Verlassen des 
Hauses durch die Regierungsvertreter usw. 2) darunter. 
Die nähere Bestimmung des Begriffes der Verhandlung 
wird durch den jeweiligen Verhandlungsgegenstand gegeben. 
Als Verhandlung im Sinne des § 12 und des Art. 22,2 ist 
die Gesamtheit der parlamentarischen Vorgänge, die in 
unmittelbarer Beziehung zu der gleichen Frage oder Materie, 
deren Erledigung oder Erörterung zu den Obliegenheiten 
des Parlaments gehört, aufzufassen. Es versteht sich daher 
von selbst, dass die tatsächlichen Handlungen und Unter- 
lassungen der Volksvertreter oder Regierungsvertreter als 
notwendige Bestandteile der Verhandlung nur dann zu 
berichten sind, wenn sie in unmittelbarem Zusammenhang 
zu dem Objekt der Tätigkeit des Parlaments stehen. 
Wenn sich z. B. zwei Abgeordnete bei Gelegenheit einer 
parlamentarischen Verhandlung beleidigen oder tätlich an- 



zum B. G. B. Daraus kann natürlich nicht die staatsrechtliche 
Eigenschaft des Landes als eines Bundesstaates gefolgert werden. 

*) Vgl. das Gesetz vom 2. Mai 1877 betreffend die Landes- 
gesotzgebung in Eisass- Lothringen, das Gesetz vom 4. Juli 1879 
betreffend die Verfassung und Verwaltung Elsass- Lothringens. 

2) Hierhin gehört auch das Sitzenbleiben gewisser Mitglieder 
beim Hoch auf den Kaiser oder Landesherrn, das Rhabarbergeschrei. 
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greifen, diese Auseinandersetzung rein privater Natur ist 
und mit dem Verhandlungsgegenstand nicht direkt zusammen- 
hängt, dann braucht dieser Vorfall nicht von dem Bericht- 
erstatter erwähnt zu werden; ja er darf und kann ihn 
vielleicht gar nicht erwähnen, ohne sich der Gefahr einer 
rechtlichen Verfolgung auszusetzen, da der Vorgang eben 
nicht Bestandteil der parlamentarischen Verhandlung ist 
und seine Schilderung infolgedessen nicht verantwortungsfrei 
ist. Es ist anderseits nicht erforderlich, dass der rechen- 
schaftsfreie Bericht eine ganze Sitzung der Volksvertretung 
stets umfasse. Früher nach § 38 des preussischen Gesetzes 
erschien diese Annahme als geboten. Aber schon damals 
wurde die buchstäblische Auslegung durch die Recht- 
sprechung des Obertribunals entschieden verworfen und 
durch eine freiere, innerlich gerechtfertigtere und sinn- 
gemässere Auslegung ersetzt. Das Obertribunal ^) verlangte 
lediglich, dass sich der Berichtsgegenstand aus der parla- 
mentarischen Verhandlung einer Sitzung als ein selbständiger 
Verhandlungsgegenstand heraushob. Es gestattete demnach, 
über einen einzelnen Verhandlungsgegenstand, wenn die 
Sitzung mehrere Verhandlungsgegenstände umschloss, allein 
zu berichten. Die parlamentarische Verhandlung als die 
einem unverantwortlichen Berichte zu Grunde liegende 
Einheit kann eben nach geltendem Rechte im Einzelfall 
eine ganze Sitzung ausmachen, sie kann aber auch nur 
einen beschränkten Teil der Sitzung ausfüllen, nämlich dann, 
wenn deren Tagesordnung eine gemischte ist, m. a. W. 
verschiedene Beratungsgegenstände umfasst, sie kann aber 
auch schliesslich sich über mehrere Sitzungen erstrecken. 
Das Wesentliche ist nur, dass der Bericht auf einen zeitlich 
und sachlich zusammengehörigen, in sich abgeschlossenen 
Teil der Gesamtverhandlungen des Parlaments ausge- 
dehnt wird. 



Die Beschlüsse des Obertribunals vom 9. Juni 1865, vom 
20. April 1866, vom 3. April 1867, vom 20. Juli 1865. 
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Aber nur die Berichte über die Verhandlungen der 
Volksvertretung in pleno können den Schutz des § 12 
Str. Gr. B. wie des Art. 22,2 R V. beanspruchen. Berichte 
über Verhandlungen der Kommissionen und Abteilungen, 
wie über Klub- und Eraktionssitzungen der Abgeordneten 
unterstehen den allgemeinen Rechtsregeln. Diese Ansicht 
wird auch in Ansehung des Art. 22,2 einhellig in Wissen- 
schaft und Praxis vertreten ; sie ergibt sich eben mit Not- 
wendigkeit schon aus dem Wortlaute der Verfassungs- 
bestimmung, die ausdrücklich nur von „Verhandlungen in 
den öfifentlichen Sitzungen des Reichstags" spricht. Be- 
züglich des § 12 dagegen wird sie von einzelnen Schrift- 
stellern, wie Heinze und H. Meyer, wenigstens zum Teil 
bekämpft. ^) Aber ganz abgesehen davon, dass bereits der 
gemeingewöhnliche Sprachgebrauch unter „Verhandlungen 
eines Landtags oder einer Kammer'* nur die Verhandlungen 
des parlamentarischen Gesamtkörpers, nicht die Verhand- 
lungen eines Ausschusses desselben begreift, widerlegen 
mehr oder weniger dieselben Erwägungen, 2) die zu einer 
einschränkenden Auslegung des § 12 auf die öifentlichen 
Verhandlungen der Volksvertretung zwingen, mit durch- 
schlagendem Erfolge diese Auffassung. Vor allem können 
unmöglich die Berichte über Klub- und Fraktionssitzungen 
der Abgeordneten den § 12 für sich in Anspruch nehmen, 
da doch diesen Sitzungen der Charakter reiner privater 
Veranstaltungen der Abgeordneten innewohnt. § 12 erwähnt 
nur ,, Verhandlungen eines Landtags oder einer Kammer," 
Art. 22,2 hingegen hebt die „Verhandlungen in den öffent- 
lichen Sitzungen des Reichstags" hervor. Aus diesem ver- 
schiedenen Wortlaut der beiden gesetzlichen Bestimmungen 
ist ihre Gegensätzlichkeit dahin abgeleitet worden, dass 
Art. 22,2 lediglich die Berichte über die öffentlichen 
Reichstagssitzungen, § 12 aber sämtliche Berichte über die 

») Vgl. Heinze, S. 10; H. Meyer, Strafrecht, S. 130. 
*) Siehe später S. 34 fg., namentlich S. 37 fg. 

3 
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Verhandlungen der bundesstaatlichen Landtage und Kammern 
einschliesslich der Berichte über die nicht öffentlichen Ver- 
handlungen schützt. Die hier obwaltende Disharmonie ist 
aber nur eine scheinbare und lässt sich leicht beseitigen. 
Freilich die „einfache Lösung^^, die Olshausen zu geben 
glaubty befriedigt nicht. Olshausen i) führt aus: „Diese 
anscheinende Disharmonie löst sich einfach in der Weise, 
dass durch K. V. Art. 22,1 durchweg die Oeffentlichkeit 
der Verhandlungen vorgeschrieben ist, so dass einer Ver- 
sammlung der Reichstagsmitglieder unter Ausschluss der 
Oeffentlichkeit der Charakter einer Reichstagsverhandlung 
nicht zukommt. Wenn demgemäss Art. 22,2 nur die 
Freiheit der Berichterstattung über Verhandlungen in den 
öffentlichen Sitzungen des Reichstags schützen konnte, so 
lag die Sache mit Rücksicht auf die in einzelnen Bundes- 
staaten verfassungsmässig zulässigen nicht öffentlichen 
Sitzungen der gesetzgebenden Versammlungen für die 
Redaktion des § 12 anders, und wurde deshalb das Wort 
„öffentlich" nicht aufgenommen. Demgemäss ist nach 
Art. 12 auch die wahrheitsgetreue Berichterstattung über 
nicht öffentliche Sitzungen geschützt. ^^^^ Richtig ist, dass 
die Oeffentlichkeit der Verhandlungen für den Reichstag 
schlechthin vorgeschrieben ist, so dass einer nicht öffentlich 
tagenden Reichstagsversammlung der Charakter einer Reichs- 
tagsverhandlung im Sinne der Reichsverfassung nicht zu- 
erkannt werden kann. Auf den § 36 der Geschäftsordnung 
des Reichstags^) kann hier nicht näher eingegangen werden. 
Seine Verfassungswidrigkeit springt in die Augen. Er 
widerspricht dem Art. 21,1 R. V. Selbstverständlich bildet 



') Olshausen, I S. 86, 87 Anm. 5. 

2) Olshausen, I S. 86, 87 Anm. 5. 

'^) § 36 heisst: „Der Reichstag tritt auf den Antrag seines 
Präsidenten oder von zehn Mitgliedern zu einer geheimen Sitzung 
zusammen, in welcher dann zunächst über den Antrag auf Aus- 
schliessung der Oeffentlichkeit zu beschliessen ist." 
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aber die Reichsverfassung für die dem Reichstage nach 
Art. 27 R. V. zustehende Autonomie die unüberbrückbare 
Schranke, da Verfassungssätze niemals durch autonomische 
Festsetzungen aufgehoben werden können. Daher ist § 36 
rechtlich unwirksam. ^) Da also die Reichstagsverhand- 
lungen nach der Reichsverfassung öffentlich sein müssen, 
hätte die Wiederholung des Wortes „öffentlich" in Art. 22,2 
R. V. unterbleiben können. Sie erklärt sich allein daraus, 
<lass der § 38 des preussischen Pressgesetzes als gesetz- 
liches Vorbild den Wortlaut eingegeben hat, und dass die 
Festsetzung der Immunität der parlamentarischen Bericht- 



^) Auch das argumentum e contrario zu Gunsten der recht- 
lichen Gültigkeit des § 36, das aus der ausdrücklichen Er- 
wähnung der öffentlichen Verhandlungen in Art. 22,2 gewonnen 
w^ird, verfängt nicht. Art. 22 Abs. 1 und 2 würden in un- 
Tcrträglichem Widerspruch verbleiben, wenn Art. 22,2 nichtöffent- 
liche Reichstagssitzungen als zulässig voraussetzte. Es ist hierbei 
^uch zu erwägen, dass die öffentlichen Verhandlungen des Reichs- 
tags zu den nichtöffentlichen Verhandlungen der Kommissionen 
und Abteilungen im Gegensatze stehen. Auch das Argument, 
•dass weder Bundesrat noch Reichspräsidium gegen den § 36 
einen Widerspruch erhoben haben, zerfällt dem allgemein an- 
erkannten Rechtssatz gegenüber, dass Verfassungsänderungen 
nicht durch tacitus consensus, sondern durch Gesetz erfolgen. 
V. Rönne I S. 282 verteidigt die Wirksamkeit des § 36 in der 
Weise, dass er sagt: Art. 22,1 stelle nur die Regel fest, der 
Reichstag wäre kraft seiner Autonomie befugt, Ausnahmen durch 
-die Geschäftsordnung festzusetzen. Dagegen die auch den Reichs- 
tag unbedingt bindende Kraft der Verfassung. Und welche Kon- 
sequenzen würden sich aus der Ansicht Rönnes ergeben! So 
wie oben Laband I, S. 321, 322; Seydel, S. 198, 199; Binding I, 
ö. 680, Anm. 2; Arndt, S. 137; Zorn I, S. 244; Müller- Meiningen 
in Hirth's Annalen 1900, S. 567 fg. Für die rechtliche Wirksam- 
keit des § 36 Meyer, S. 409, 410 Anm. 23; v. Rönne I, S. 282; 
Schulze, Deutsches Staatsrecht II, S. 85. 

Der Reichstag hat, der letzteren Meinung folgend, bei Be- 
ratung der berüchtigten „lex Heinze" in der Sitzung vom 17. 3. 
1900 ohne Erörterung der rechtlichen Zulässigkcit die Oeffentlich- 
koit ausgeschlossen. 
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erstattung als eine aus dem Grundsatze der OefFentlichkeit 
der Reichstagsverhandlungen hervorfliessende, rechtlich not- 
wendige Folgerung scharf und klar gekennzeichnet werden 
sollte. Die Nichtaufnahme des Wortes „öfifentlich** in § 12 
ist entgegen der Auffassung Olshausens ausschliesslich aut 
ein redaktionelles Versehen bei der Fassung des § 12 
zurückzuführen. Was der Gesetzgeber in Art. 22,2 zu 
viel oder wenigstens überflüssigerweise gesagt hat, hat er 
in § 12 zu wenig gesagt. Gegen die Annahme, dass § 12 
einen weitergehenden Schutz als Art. 22,2 gewährt und 
auch die Berichte über 'die nicht öffentlichen Verhand- 
lungen, die vielfach nach partikularem Staatsrecht zulässig 
sind (vergl. z. B. Art. 79 der preuss. Verf.), erfasst, spricht 
zunächst die ganze Entstehungsgeschichte des Paragraphen. 
Sein eigentlicher Urheber, der Abgeordnete Lasker, be- 
antragte ihn mit der Begründung, dass ohne ihn „die den 
wahrheitsgetreuen Berichten der Kammern garantierte 
Straffreiheit durch das Bundesgesetz (nämlich durch das 
Strafgesetzbuch) verloren gehen könnte." ^) Lasker wollte 
demnach nur eine Aufrechterhaltung, nicht eine Erweiterung 
des Rechtszustandes, der hinsichtlich der Parlaments- 
berichterstattung schon nach den deutschen Partikular- 
rechten bestand. In den Partikularrechten war aber nur 
die freie, Berichterstattung in Ansehung der öffentlichen 
Verhandlungen der Volksvertretung bisher gesetzlich an- 
erkannt worden. Diese Anerkennung sollte nun durch den 
§12 Str. G. B. reichsrechtlich ausgesprochen werden, da 
sie sonst durch das Reichsstrafgesetzbuch vernichtet wurde. 
Es ist ferner zu erwägen, dass dem Abgeordneten Lasker 
als Preussen naturgemäss hauptsächlich der § 38 des 
preussischen Pressgesetzes bei der Stellung seines Antrages 
vorgeschwebt hat, der ebenfalls nur die Berichte über die 



') Stenographische Berichte des Reichstags des Norddeutschen 
Bundes 1870, S. 1147. 
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öfFentlichen Sitzungen der beiden Kammern des Landtags 
schützte. ^) 

Die Einschränkung der Immunität der Parlaments- 
berichte auf die öffentlichen Parlamentssitzungen entspricht 
auch der Lehre der konstitutionellen staatsrechtlichen 
Schule. Sie fasste doch die Oeffentlichkeit der parla- 
mentarischen Verhandlungen als ein wesentliches Moment 
der Eepräsentativverfassung und die Unverantwortlichkeit 
der Berichterstattung über die Verhandlungen als deren 
notwendige Konsequenz auf. Bei einer solchen Auffassung 
kann die Immunität folgerichtig ausschliesslich auf die 
Berichte über die öffentlichen Sitzungen der Volksvertretung 
erstreckt werden. Bedenkt man nun, dass Lasker wie die 
Mehrzahl der Parlamentarier Anhänger der konstitutionellen 
Doktrin waren und nur deren Postulate durchsetzen wollten, 
dann wird man nicht die Ausdehnung des Schutzes auf 
die Berichte über die nichtöffentlichen Verhandlungen als 
den gesetzgeberischen Gedanken unterstellen dürfen. 

Es ist dann noch hierbei zn berücksichtigen, dass es 
einen gewaltigen Unterschied ausmacht, ob der Gesetzgeber 
gestattet, Verhandlungen, die wegen ihrer Oeffentlichkeit 
schon in die Oeffentlichkeit gedrungen sind, im Wege der 
Berichterstattung bekannt zu machen, oder Verhandlungen, 
die sich geheim abgespielt haben, und die auch geheim 
bleiben sollen, durch die Berichte erst in die Oeffentlich- 
keit zu bringen. Die Pestsetzung der Verantwortungs- 
freiheit der Berichte über nichtöffentliche Verhandlungen 
wäre eine derartige Neuerung gewesen, dass sie, wenn 
überhaupt, nicht ohne harte Kämpfe — ganz zu ge- 
schweigen vom Bundesrate — ^) vom Reichstage angenommen 

*) Dasselbe taten auch die meisten Partikularrechte. Vgl. 
z. B. das badische Gesetz vom 31. Oktober 1867, Art. 2. 

^) Der Bundesrat hätte wohl kaum zugestimmt. Denn eine 
solche Festsetzung wäre ein zu tiefer Eingriff in das einzelstaat- 
liche Recht der Selbstregelung der Yerfassungs- und Parlaments* 
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wäre, während dieser dem Antrag Laskers ohne weitere 
Debatte zubilligte. Sie würde ein eigentümliches Gebilde 
darstellen, das mit dem Zwecke der geheimen Sitzungen 
unvereinbar wäre und die geheimen Verhandlungen der 
partikularischen Volksvertretungen illusorisch machen könnte. 
Die nicht öflfentlichen Verhandlungen sollen nicht in die 
Oeflfentlichkeit dringen. Deshalb liegt den Mitgliedern der 
Landtage die Pflicht der Geheimhaltung über ihren Inhalt 
ob. Diese Pflicht ist stets eine sittliche. Vielfach schärft 
aber das einzelstaatliche Verfassungsrecht sie ausdrücklieb 
zugleich mit der Anerkennung der geheimen Landtags- 
sitzungen ein und gibt ihr dadurch den Charakter einer 
rechtlichen Pflicht, i) Es folgt daraus, dass Mitteilungen 
über die geheimen Verhandlungen nur unter Verletzung 
der Pflicht, sie geheim zu halten, gemacht werden können. 
Der ßeichsgesetzgeber hat unmöglich die Handhabe zu 
solchen Pflichtverletzungen darbieten wollen; er hat un- 
möglich ihre Zulässigkeit sanktionieren wollen. 2)3) 



Verhältnisse gewesen. Fürst Bismark hätte sie auch entschieden 
bekämpft, da er schon überhaupt dem § 12 nur aus Opportunitäts- 
gründen seine Zustimmung erteilte. Vgl. seine Rede im Reichstag 
bei Beratung des „Maulkorbgesetzentwurfs", Stenogr. Berichte 
1879, Bd. I, S. 269, 273. 

*) Vgl. Art. 162 § 2 des Grundgesetzes für Oldenburg vom 
22. November 1852; § 63 des Grundgesetzes für Schwarzburg- 
Sondershausen, vom 8. Juli 1857; § 25 der Landschaftsordnung 
für Anhalt vom 18. Juli, resp. vom 31. August 1859. 

^) Anders liegt die Sache, wenn der Landtag nachträglich 
die Veröffentlichung des geheim Verhandelten beschliesst. Ein 
solcher Beschluss übt rückwirkende Kraft aus und macht die 
geheime Sitzung zu einer öffentlichen. Daher tritt bei einem 
Bericht über diese Sitzung § 12 in Kraft. Vgl. auch § 12 der 
Sächsischen Landtagsordnung vom 12. Oktober 1874. 

^) Vgl. auch die revidierte Geschäftsordnung für den Landtag 
des Grossherzogtums Sachsen -Weimar- Eisenach vom 1. April 
1878 § 25; die Bremische Verfassung vom 17. November 1875 § 51. 
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Der Eingriff in das einzelstaatliche Verfassungsrecht 
wäre auch zu einschneidend, weil er das Selbstbe- 
stimmungsrecht der deutschen Gliedstaaten hinsichtlich 
der Gestaltung ihrer parlamentarischen Verhältnisse zu 
sehr angreifen würde. Es würde eben die in vielen Parti- 
kularrechten festgesetzte Möglichkeit des Ausschlusses der 
Oeffentlichkeit tatsächlich vernichtet werden, weil gerade 
das, was geheim verhandelt wird und geheim bleiben soll, 
durch die freie Berichterstattung einschränkungslos ver- 
breitet werden könnte. Dass dies vom Keichsgesetzgeber 
beabsichtigt worden ist, kann nicht angenommen werden. ^) 
Das Ergebnis der obigen Betrachtungen ist also, dass 
zwischen Art. 22,2 und § 12 der behauptete Unterschied 
nicht besteht. Beide Rechtsvorschriften sprechen nur dio 
Verantwortungsfreiheit der Berichterstattung über die 
öffentlichen Sitzungen der gesamten deutschen Volksver- 
tretung, resp. der einzelstaatlichen Volksvertretungen aus. 
Das Wort „öffentlich" ist versehentlich bei der Fassung 
des § 12 ausgelassen worden; die Oeffentlichkeit der be- 
treffenden Landtagsverhandlung ist stets wesentliche Be- 
dingung für die Unverantwortlichkeit des über sie verfassten 
Berichts. 2) 

Die Unverantwortlichkeit der parlamentarischen Bericht- 
erstattung wird nach § 12 Str. G. B. wie nach Art. 22,2 
R. V. durch die Wahrheitstreue der Berichte bedingt. 
Der Begriff der Wahrheitstreue ist hier ebenso wenig wie 
in einem andern Rechtssatz im Sinne der objektiven ab- 
soluten Wahrheit aufzufassen. Denn kein auch noch so 



') Vgl. oben S. 37 Anm.«) 

*) Vgl. auch § 28 Abs. 4 des österreichischen Pressgesetzes 
uDd Art. 41 Abs. 2 des französischen Pressgesetzes. Beide Ge- 
setze lassen nur den Berichten über die öffentlichen Verhand- 
lungen der Volksvertretung die Freiheit von jeder Verantwortlich- 
keit zukommen. In gleicher Weise verfahren die englischen und 
nordamerikanischen Gerichtsbehörden. 
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gewissenhaft verfertigter Bericht kann diesem Erfordernis 
genügen, da die unmittelbaren Eindrücke des Geschauten 
und Gehörten nur höchst unvollkommen zum Ausdruck 
gebracht werden können und jeder Bericht nach der 
Persönlichkeit seines Verfassers mehr oder weniger stark 
individuell gefärbt ist. Wahrheitsgetreu ist der Bericht 
im Sinne der beiden Rechtsbestimmungen dann, wenn er 
den Gesamtverlauf der parlamentarischen Verhandlung so 
wiedergibt, wie er sich in den Augen eines unbefangenen 
und gleichmässig aufmerksamen Beobachters abgespielt hat. 
Wahrheitstreue fällt daher nicht mit Worttreue zusammen. 
Wenn eine Verhandlung ihrem ganzen Inhalte nach wort- 
getreu wiedergegeben wird, dann ist freilich das Erfordernis 
des § 12 und des Art. 22,2 sicherlich erfüllt. Aber unser 
Recht geht nicht so weit, weil sonst die Berichterstattung 
allzusehr beschränkt wäre und die Immunität der parla- 
mentarischen Berichterstattung ihren Zweck verfehlen würde. 
Es verlangt nicht Kongruenz, sondern nur Konformität 
des Beobachteten mit dem Berichteten. Es können demnach 
hier und da im Berichte Abkürzungen vorgenommen werden. 
Insbesondere kann und wird in guten Berichten das un- 
wesentliche Beiwerk ausgeschieden werden. Nur muss bei 
der Abkürzung die Gleichmässigkeit der Proportionen 
gewahrt bleiben; es darf nicht tendenziös hierbei verfahren 
werden. Allerdings ist die Grenze zwischen verkürzter 
Wiedergabe und tendenziöser Entstellung eine fliessende, 
durch einzelne Merkmale genau und sicher nicht feststell- 
bare. Der Bericht bleibt auch wahr, wenn er "zwar nur 
die Reden der Abgeordneten einer Partei tunlichst voll- 
ständig, die der Abgeordneten einer anderen Partei da- 
gegen verkürzt enthält, ohne dass durch die Kürzungen 
der Sinn der Reden geändert und dadurch ein trügliches 
Bild in dem Leser hervorgerufen wird. Eine tendenziöse 
Zurechtstutzung des Berichts macht ihn stets unwahr, mag 
sie durch hier und da vorgenommene Abkürzungen oder 
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andere Wortfas3ungen oder sonst wie erfolgen. Denn 
hierdurch wird in dem Leser eine Vorstellung von dem 
Gange der Parlamentsverhandlung erzeugt, die er bei 
aufmerksamer eigener Beobachtung und unbefangener 
Würdigung des Beobachteten als Gesamteindruck nicht ia 
sich aufgenommen hätte. Die Wahrheitstreue eines Berichts 
kann auch durch den Einwand, dass er nur enthalte, was 
tatsächlich in der Verhandlung gesprochen und getan sei, 
nicht ohne weiteres dargelegt werden. Denn auch ein 
solcher Bericht kann immer noch in bestimmter Weise 
zugeschnitten sein, so dass er das Erfordernis der Kon- 
formität des Beobachteten mit dem Berichteten nicht 
erfüllt. Mit Recht macht Binding^) geltend, dass gewisse 
Momente, wie die gestellten Anträge, die richtige Reihen- 
folge der Redner, die Angabe, in welchem Sinne sie ge- 
sprochen haben, die disziplinarischen Anordnungen des 
Präsidenten, die Ergebnisse der Abstimmungen, niemals 
einem wahrheitsgetreuen Berichte fehlen dürfen. Sie sind 
für die richtige Erfassung der parlamentarischen Verhand- 
lung stets von ausschlaggebender Bedeutung. Hiermit 
sind nur die allgemeinen rechtlichen Gesichtspunkte ge- 
zeichnet, 2) welche für die Entscheidung der Erage der 
Wahrheitstreue eines Berichts in Betracht kommen. Im 
übrigen hat der Richter im einzelnen konkreten Fall die 
Frage zu prüfen und auf Grund seiner Prüfung zu er- 
messen, ob eiu Bericht als wahrheitsgetreu qualifiziert 
werden kann oder nicht. Praktisch wird sich freilich das 
Erfordernis der Wahrheitstreue mehr oder weniger in ein 
negatives Moment verflüchtigen. Der Berichterstatter darf 
nichts Neues aus sich heraus hinzudichten, was sachlich 
oder formell strafbaren Inhalts ist. Denn die anderen 

') Vgl. Bindig I, S. 683. 

«) Vgl. besonders R. G. E. XVIII, S. 207 fg. Die Entscheidung 
sucht auch die allgemeinen Gesichtspunkte aufzustellen und den 
Begriff des Berichts festzulegen. 
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Masstäbe, die man zur Bestimmung der Wahrheitstreue 
eines Berichts hat, entbehren zu sehr der objektiven 
Kriterien, als dass mit ihnen eine auch nur einigermassen 
sichere und gerechte Entscheidung in allen Fällen ge- 
troffen werden könnte. 

Die Wahrheitstreue 1) ist also nicht identisch mit der 
Worttreue. Sie ist auch nicht in dem Sinne der absoluten 
Wahrheit auszulegen, da kein Bericht absolut wahr sein 
kann, sondern mehr oder weniger unzulänglich ist. Vielmehr 
ist sie im Sinne der Wahrhaftigkeit zu verstehen. 

Eine praktisch wichtige, hierher gehörige Streitfrage 
ist die, ob der Berichterstatter eine nachträgliche Be- 
richtigung oder Anerkennung der Unzulässigkeit der Form 
des vorher Gesagten seitens des Redners seinem Bericht 
einflechten muss oder nicht. Nach allgemeiner Ansicht 
besteht für ihn dann die Wiedergabepflicht, wenn sich der 
betreffende Redner in derselben Sitzung berichtigt Ofler 
das von ihm Gesprochene als formell unzulässig anerkenot. 



*) Vgl. die Auslegung des Begriffes in den französischen 
Gesetzesbestimmungen bei Barbier II, S. 265 No. 768: „Or Timmu- 
nite du compte-rendu ne se justifie qu'autant qu'il est fidMe, et 
qu'il se fait Techo exact des debats ou au moins des impressions, 
qui en resultent." Ferner bei Barbier II, S. 268 No. 774: „Un 
compte-rendu est fidele, d§s qu'il exact, si non mat^riellement, 
au moins moralement, peu importe qu'il ne rapporte pas les 
paroles memes prononcees ä Taudience, s'il en fait connaitre le 
seus vrai et ne denature pas les impressions pouvant en resulter." 
Hiermit ist der Begriff ganz vortrefflich umschrieben. Dem Sinne 
nach deckt sich die Interpretation des französischen Kommen- 
tators mit den obigen Ausführungen. Der wahrheitsgetreue Bericht 
muss eben in dem Leser den richtigen Gesamteindruck von dem 
Verlauf der parlamentarischen Verhandlung, den er als aufmerk- 
samer und unbefangener Zuhörer gewonnen hätte, auslösen. Er 
darf also vor allem nicht die Einzeleindrücke von der Verhand- 
lung entstellen und die wahre Bedeutung der parlamentarischen 
Vorgänge fälschen. Denn in diesen Fällen ist der Bericht nicht 
wahrhaftig, also nicht wahrheitsgetreu. 



r. 
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Wenn aber ein Verhandlungsgegenstand mehrere Sitzungen 
ausfüllt und die Berichtigung, resp. die Anerkennung nicht 
in derselben, sondern in einer späteren Sitzung stattfindet, 
dann ist es bestritten, ob der Berichterstatter die Modi- 
fizierung der früheren Rede durch den Redner in seinen 
späteren Bericht aufnehmen muss, um nicht die Ver- 
antwortungsfreiheit hinsichtlich des ersteren Berichts ein- 
zubüssen. Die Frage wird von manchen in der Litteratur 
mit dem Hinweis, dass der Bericht über den früheren 
Vorgang, auf den sich die Berichtigung oder Anerkennung 
der formellen Unzulässigkeit erstreckt, zur Zeit seiner Er- 
stattung wahrheitsgetreu war, entschieden verneint. ^) Hierbei 
ist jedoch zu erwägen, dass der erstere berichtigungs- oder 
anerkennuDgsbedürftige Vorgang und der darauf bezügliche, 
wenn auch in einer späteren Sitzung sich abspielende 
Vorgang sich auf ein und denselben Verhandlungsgegen- 
stand beziehen und das Publikum durch die Bericht- 
erstattung ein wahrheitsgetreues Bild von dessen Gesamt- 
entwicklung empfangen soll. Daher wird dem Bericht- 
erstatter die Pflicht der Berichtigung, resp. sonstigen 
Modifizierung seines früheren Berichts entsprechend der 
Berichtigung oder Modifizierung des Berichtsgegenstandes 
auferlegt werden müssen. Er ist hierzu deshalb nicht ver- 
pflichtet, weil sein ersterer Bericht wahrheitsungetreu ab- 
gefasst war, sondern nur darum, weil durch die Nicht- 
aufnahme der betreffenden Vorgänge in den über dieselbe 
Verhandlungseinheit fortgeführten Bericht der Gesamt- 
eindruck von der ganzen Verhandlung getrübt und un- 
vollständig wird. Der wahrheitsgetreue Bericht muss 
aber ein getreues Bild von der Gesamtentwicklung einer 
Verhandlungseinheit entwerfen, deshalb stets diese ganz 
umfassen. Der Berichterstatter hat die Berichtigung oder 
die formelle Unzulässigkeitserklärung in seinen späteren, 



') Vgl. Heinze, S. 16/17. 
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von demselben Verhandlungsgegenstand handelnden Bericht 
natürlich in einer solchen Weise aufzunehmen, dass die 
Leser hiervon genügend Kenntnis erhalten. 

Mit dieser Frage hat die Frage, ob auch unter Um-^ 
ständen eine stückweise Darstellung einer Verhandlungs- 
einheit erlaubt ist, nichts zu tun. Hier handelt es sich 
um den Fall, dass ein Verhandlungsgegenstand nicht gleich- 
zeitig vollständig berichtet wird. Normalerweise muss dies 
natürlich, wie schon betont, geschehen. Denn nur ein 
wahrheitstreuer Bericht über eine parlamentarische Ver- 
handlung ist von jeder Rechenschaftspflicht befreit. Eine 
engherzige Buchstabeninterpretation wird, die Verletzung 
der gesetzlichen Bestimmungen durch eine Teilung des 
Berichts über eine Verhandlungseinheit behaupten und die 
geteilten Berichte als Berichte über Teile der Verhandlung *) 
nicht dem Schutze des § 12 Str. Gr. B., resp. des Art. 22,2 
R. V. unterstellen. Aber eine solche Auslegung wider- 
spricht völlig dem Geiste und dem Zwecke der beiden 
Rechtsvorschriften. Sie würde sie in erheblichem Masse 
ihres praktischen Wertes berauben. Denn es ist einfach 
nicht durchführbar, eine Verhandlung von grösserer zeit- 
licher Ausdehnung, namentlich von einer mehrtägigen Dauer, 
immer in einem Bericht darzustellen. Besonders ist dies 
der Fall bei der berufsmässigen parlamentarischen Bericht- 
erstattung, die doch praktisch allein in Betracht kommt, 
bei der Berichterstattung durch die Presse. Hier muss 
mit Rücksicht auf die Organisation und technischen Betriebs- 
einrichtungen, auf die Aufgaben und Bedürfnisse der Presse 
das Zugeständnis gemacht werden, dass periodisch er- 
scheinende Presserzeugnisse, die berufsmässig fortlaufend 
über die parlamentarischen Verhandlungen berichten, jeden- 



*) Dass Berichte über Teile einer Verhandlung an sich nicht 
geschützt werden sollten, zeigt die Ablehnung des Antrages des 
Abgeordneten Ausfeld in der Reichstagssitzung vom 29. März 
1^67. Vgl. S. 33 fg. 
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falls über eine sich mehrere Tagessitzungen hindurchziehende 
Verhandlung in entsprechenden zeitlichen Zwischenräumen 
den Bericht bringen dürfen. Man wird aber noch weiter- 
gehen müssen^ indem man auch für statthaft erklärt, den 
Bericht über eine Tagessitzung zu teilen, wenn die Teilung 
durch besondere triftige Gründe, wie Mangel an Raum, 
Streik des Setzerpersonals, Versagen der Maschinen, Art 
und Zeit der Ausgabe der Zeitungen oder Zeitschriften, 
geboten erscheint. Zwei Momente, ein subjektives und ein 
objektives, müssen jedoch stets erfüllt sein. Zunächst ist 
unbedingt erforderlich, dass von Anfang an der ernste 
Wille, den begonnenen Bericht fortzuführen, bestanden 
hat. Dann muss der angefangene Bericht auch tatsächlich 
fortgesetzt werden, und zwar so, dass der einheitliche 
Charakter der geteilten Berichte entsprechend der Einheit 

der Verhandlung gewahrt ist und vom Leser gewürdigt 
werden kann. Der Gesamteindruck aus den einzelnen Be- 
richten muss sich hierbei im wesentlichen mit dem, der 
aus einem ununterbrochen durchgeführen Berichte gewonnen 
wäre, decken. Nur in einem Falle bleibt auch der be- 
gonnene, aber nicht zum Abschluss gebrachte Bericht von 
jeder Rechenschaftspflicht entbunden. Er ist dann ver- 
antwortungsfrei, wenn die redliche Absicht der Vollendung 
des angefangenen Berichts wegen besonderer, ausserhalb 
der Willens- und Machtsphäre der verantwortlichen Per- 
sonen liegender Gründe nicht verwirklicht werden kann. 
Ein solcher Grund ist beispielshalber die plötzliche, von 
den Herausgebern, Leitern oder sonstigen nach dem Reichs- 
pressgesetz verantwortlichen Personen unverschuldete Ein- 
stellung des Erscheinens des betreff'enden Presserzeugnisses. 
Die Einstellung muss hiernach auf äusseren Umständen, 
die sich gewissermassen als vis maior darstellen, beruhen. 
Die Zulässigkeit der geteilten Berichterstattung kann 
aber allein der Presse und auch ihr nur insoweit, als sie 
ständige Berichte über die parlamentarischen Verband- 
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luiii^eu veröflfentlicht, zugesprochen werden. Wahlblätter 
oder sonstige politische Flugschriften haben nur dann den 
Anspruch auf den Schutz des § 12 Str. Gr. B., resp. des 
Art. 22,2 R. V., wenn sie eine Verhandlung vollständig in 
Form eines Berichts wiedergeben. Jeder in ihnen begonnene, 
aber nicht sogleich vollendete Bericht über parlamentarische 
Akte, die eine Verhandlungseinheit bilden, ist wie jedes 
andere Pressprodukt zu behandeln. Denn bei ihnen liegt 
keine gerechtfertigte Veranlassung zu einer besonderen Be- 
handlung vor. Sie wird auch nicht durch ein Bedürfnis 
des Publikums gefordert, wie es bei den Zeitungen der 
Fall ist. Es würden sonst die Gesetzesbestimmungen nur 
die Handhabe zur Verfolgung von Zwecken, denen sie 
nicht dienen sollten, wie insbesondere zu agitatorischen 
Zwecken, in erhöhterem Masse, als sie es tatsächlich schon 
tun, bieten. 

An den soeben dargelegten Tatbestand knüpfen § 12 
Str. G. B. und Art. 22,2 R. V. mit gleichförmigem Wort- 
laute ein und dieselbe Folge, nämlich die Freiheit von 
jeder Verantworlichkeit, an. Es entfällt damit nicht nur 
die strafrechtliche, sondern auch die disziplinarische und 
zivilrechtliche Verfolgungsmöglichkeit. Diese Ansicht wird 
freilich hinsichtlich des § 12 vereinzelt bekämpft. ^) Die 
Gegner stützen sich lediglich auf ein äusseres Moment, auf 
die Einfügung der Vorschrift in den Rahmen des Reichs - 
Strafgesetzbuchs. 2) Die Beschränkung des Wirkungskreises 
des § 12 auf das strafrechtliche Gebiet ist aber aus einem 
formellen und einem materiellen Grunde unhaltbar. Gegen 
sie spricht zunächst der ganz klare Wortlaut des Gesetzes, 
dann aber vor allem der Zweck und Rechtsgrund der 
Immunität der parlamentarischen Berichterstattung. 3) 

^) So besonders Frank S. 28, der die zivilrechtliche Ver- 
antwortlichkeit bestehen lässt. 
2) Vgl. S. 25 fg. 
^) Vgl. S. 18 fg. 



— 47 — 

Schon hieraus ergibt sich, ^) dass § 12 Str. G. B. und 
Art. 22,2 K V. nicht eine an sich strafbare Handlung 
wegen besonderer in der Person des Täters liegender 
Gründe für verantwortungsfrei, sondern die Handlung als 
solche, die Berichterstattung für rechtmässig erklären wollen. 
Die freie Berichterstattung hat überhaupt gar nicht den 
Charakter einer Bechtsbegünstigung, geschweige denn einer 
Rechtsbegünstigung persönlicher Natur. Der auf wahrheits- 
gemässe Mitteilung einer Parlamentsverhandlung gerichtete 
Wille verstösst überhaupt nicht gegen die Rechtsordnung, 
vielmehr steht er mit ihr in vollkommenem Einklänge, 
Anstatt einen Straf ausschliessungsgrund im juristisch-tech- 
nischen Sinne darzustellen, charakterisiert sich also die 
Straffreiheit wahrheitsgetreuer Berichte als ein Fall des 
Fehlens der Normwidrigkeit. 2) § 12 und Art. 22,2 setzen 
folglich regelmässiges, nicht regelwidriges Recht fest. 

Da die parlamentarische Berichterstattung an sich eine 
durchaus rechtmässige Handlung ist, 3) so ist hinsichtlich 
ihrer jede strafbare Teilnahme wie jedes objektive Straf- 
verfahren ausgeschlossen. Denn beide Rechtseinrichtungen 
setzen eine strafbare Handlung oder wenigstens eine an 
sich strafbare Handlung, die nur wegen besonderer Mo- 
mente in concreto an dem Täter nicht strafrechtlich verfolgt 
werden kann, voraus. Gerade darin, dass in Ansehung 
eines wahrheitsgetreuen Berichts über eine parlamentarische 
Verhandlung keine strafbare Teilnahme stattfinden kann, 
unterscheidet sich die Unverantwortlichkeit der Parlaments- 
berichte von der Rechtsbegünstigung der Abgeordneten 
ganz erheblich. Die Rede- und Abstimmungsfreiheit der 
Volksvertreter ist ein Privileg, und zwar rein persönlicher 
Natur, das eine strafbare Teilnahme an den nur zu Gunsten 

») Vgl. S. 26. 

-) Dagei^en Bindig I, S. 6H4; Fuld, S. 253. 
•'•) Natürlich muss sie die gesetzlichen Bedingungen erfüllen, 
um es zu sein. 
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der Parlamentarier privilegierten strafbaren Handlungen 
selbstverständlich zulässt. Für die ünzulässigkeit des ob- 
jektiven Strafverfahrens spricht ferner die historische Kon- 
tinuität des § 12 Str. G. B. und des Art. 22,2 R. V. mit 
dem preussischen Pressgesetz vom 12. Mai 1851. i) In 
diesem Gesetz war die Unzulässigkeit ausdrücklich im § 51 
mit Bezug auf § 38 ausgesprochen. In unserem jetzt 
geltenden Recht fehlt eine besondere Bestimmung darüber, 
weil sie vom Reichsgesetzgeber als ganz selbstverständlich 
stillschweigend vorausgesetzt ist. Auch der Wortlaut des 
§ 12 Str. G. B. und des Art. 22,2 R. V.,2) der ganz un- 
persönlich „Berichte" für frei „von jeder Verantwortlichkeit" 
erklärt, lässt mit Notwendigkeit auf den gesetzgeberischen 
Gedanken schHessen, dass nicht nur die Personen der 
Berichterstatter, sondern auch ihre Erzeugnisse, die Berichte, 
geschützt werden und jedem obrigkeitlichen Zugriflf entrückt 
sein sollen. 3) Wäre das Verfahren aus § 42 Str. G. B. 
hinsichtlich der wahrheitsgetreuen Parlamentsberichte ge- 
stattet, dann würden der § 12 wie der Art. 22,2 zum 
grössten Teil ihren Zweck verfehlen und problematische 
Gesetzesbestimmungen darstellen. 

Aus demselben Grunde, aus dem die Unmöglichkeit 
einer strafbaren Teilnahme und eines objektiven Straf- 
verfahrens herzuleiten ist, folgt auch, dass eine in einem 
Berichte enthaltene Beleidigung von dem Beleidigten dem 
Berichterstatter gegenüber nicht zur Kompensation gestellt 
werden kann. Denn es liegt eben, streng genommen, keine 
Beleidigung vor, da die berichteten verletzenden Ausdrücke 
und Wendungen als Bestandteile eines immunen Berichts 

Vgl. S. 15. 

*) Die Wortfassung ist sonst inkorrekt und wird deshalb 
allgemein mit Recht getadelt. Aber für die obige Ansicht spricht 
gerade die Wahl des inkorrekten Ausdrucks. 

^) Vgl. den Beschluss des preussischen Obertribunals vom 
16. April 1875 in Goldammers Archiv, Bd. 23, S. 190. "^ 
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den Tatbestand der Beleidigung nicht erfüllen können. Ist 
doch ihre Wiedergabe in dem Bericht nicht nur ein Recht 
des Berichterstatters, sondern sogar auch eine Pflicht des- 
selben, deren Nichterfüllung unter Umständen, seinem Be- 
richte die Verantwortungsfreiheit rauben kann! 

Die letzte Frage unserer dogmatischen Erörterungen 
dreht sich darum, ob die Verantwortungsfreiheit parla- 
mentarischer Berichte im Wege der Analogie auch auf 
Berichte über andere öffentlichen Verhandlungen, nament- 
lich über öffentliche Gerichtsverhandlungen, ausgedehnt 
werden kann. Diese Frage ist entschieden zu verneinen. 
Dieser Standpunkt darf aber nicht damit begründet werden, 
dass § 12 Str. G. B. und Art. 22,2 R. V. anormales Recht 
verkörpere und deshalb ihre analoge Ausdehnung unstatt- 
haft sei. Denn die beiden gesetzlichen Bestimmungen 
enthalten, wie oben gezeigt, regelmässiges Recht. ^) Vielmehr 
ist davon auszugehen, dass die Anordnung der Unverant- 
wortlichkeit der Parlamentsberichte auf ganz besonderen 
gesetzgeberischen Erwägungen beruht, dass sie nämlich als 
die rechtlich notwendige Folgerung aus dem Prinzip der 
OeflFentlichkeit der parlamentarischen Verhandlungen ge- 
troffen ist.^) Dadurch ist aber ihre analoge Anwendung 
auf aiidere Verhältnisse ohne weiteres ausgeschlossen. Zwar 
wird in einem vollkommen prinzipiengemäss ausgestalteten 
Repräsentativstaate folgerichtig die gesamte Tätigkeit der 
staatlichen Organe sich öffentlich abspielen und der wahr- 
heitsgetreuen Berichterstattung darüber keine Schranken 
gezogen sein. Aber unser Recht hat zwar das Repräsen- 
tationssystem als Verfassungsprinzip angenommen, aber 
nicht alle Konsequenzen daraus gezogen. Es hat vor allem 
auch nicht die volle Oeffentlichkeit der Rechtspflege be- 



Siehe S. 47 fg. 
-) Siehe S. 21 fg. 
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stimmen wollen. *) Deshalb wird nur auf Grund besonderer 
Rechtsvorschriften die uneingeschränkte Publizität eines 
bestimmten Zweiges der allgemeinen Staatsverwaltung an- 
genommen werden können. Ohne solche positiven Be- 
stimmungen unterliegt die Berichterstattung auch über 
öffentliche Verhandlungen eines Staatsorganes den all- 
gemeinen Rechtsnormen. 2) 

Wir kommen jetzt zu dem letzten Punkt unserer 
Betrachtungen, zu der Frage der Reformbedürftigkeit des 
§ 12 Str. G. B. und des Art. 22,2 R. V. und der Reform- 
vorschläge. Dass die jetzige gesetzliche Regelung mannig- 
fache Misstände gezeitigt hat, dürfte kaum bestritten sein. 
Von je her ist sie deshalb auch von verschiedensten Seiten 
her angefochten worden. Namentlich von Bismarck, Gneist, 
Heinze, Binding seien hier als Hauptbekämpfer genannt. 3) 
Die Misstände sind mannigfacher Natur. Zunächst besteht 
jetzt nach den gesetzlichen Bestimmungen ein formeller 
Mangel, ein juristisches Kuriosum. Ein Minister lässt sich 
im Verlaufe einer Verhandlung in der Volksvertretung zu 
einer strafbaren Aeusserung hinreissen. Er wird bestraft, 



') Vgl. R. G. E. I, S. 19; v. Liszt, Reichspressrecht, S. 160; 
Hubrich, S. 56; § 170 fg. Gerichtsverfassungsgesetz; Binding I, 
S. 681, Anm. 5. 

^) Vgl« dagegen hinsichtlich der Berichterstattung über Gerichts- 
verhandlungen den Art. 41 des französischen Pressgesetzes vom 
Jahre 1881: „Ne donneront lieu ä aucune action en diffamation, 
injure ou outrage ni le compte-rendu fiddle fait de bonne foi des 
döbats judiciaires ni les discours prononces ou les ecrits produits 
devant les tribunaux." 

») Vgl. Binding I, S. 681 No. 4, S. 685 No. 17; die Rede von 
Gneist in der Reichstagssitzung vom 7. März 1879, Stenogr. 
Berichte Bd. I, S. 314—317; Heinze, Die Straflosigkeit parl^ 
mentarischer Rechtsverletzungen und die Aufgabe der Reichs- 
gesetzgebung 1879; Schieiden, Die Disziplinar- und Strafgewalt 
parlamentarischer Versammlungen über ihre Mitglieder I, II 1879; 
Kissling, Die Unverantwortlichkeit der Abgeordneten und der 
Schutz gegen Missbrauch derselben, 2. Aufl., 1885. 
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' weil er unter dem allgemeinen Strafrecht steht, sich also 
nicht, wie der einzelne Abgeordnete, der unbeschränkten 
Redefreiheit erfreut. Die Verbreitung seiner Aeusserung 
bleibt aber straflos, wenn sie in Form eines den gesetzlichen 
Erfordernissen genügenden Berichts erfolgt. Die Straf- 
losigkeit bleibt auch dann bestehen, wenn der Minister 
selbst den betreffenden Bericht verfasste. Wenn auch 
dieser Fall nicht allzugrosse praktische Bedeutung hat, so 
zeigt es immerhin, dass die jetzige gesetzliche Regelung 
schon wegen ihrer eigentümlichen Konsequenzen und wegen 
ihrer juristischen Unlogik verbesserungsbedürftig ist. 

Die grossen und eigentlichen Uebel liegen aber tiefer. 
Ihre Erörterung führt unvermeidlich vom rein juristischen 
Oebiet auf das politische hinüber. Die Frage der Im- 
munität der parlamentarischen Berichterstattung ist eben, 
wie so manche andere Rechtsfrage, mit der Politik allzu- 
sehr verquickt, als das sie lediglich mit rein juristischen 
Ausführungen behandelt werden könnte. Wie die Rechts- 
einrichtung uuch zum guten Teile Zweckmässigkeitsgründen 
ihr Dasein verdankt, so sind es neben juristisch -logischen 
auch wiederum Zweckmässigkeitserwägungen, die gegen sie 
in ihrer jetzigen Fassung sprechen. Sie sollen zunächst 
•dargestellt werden. 

Die Redefreiheit ist den Volksvertretern gewährleistet 
worden, um sie gegen alle Anwandlungen menschlicher 
Schwächen möglichst zu feien und ihnen dadurch die un- 
beirrte Ausübung des parlamentarischen Berufes zu sichern. 
Dieses Recht hat also in den persönlichen Mängeln und 
Schwächen seiner Träger seinen Grund und ist, weil eben 
mit diesen Faktoren gerechnet werden muss, für einen 
freien und seine Aufgaben wirklich erfüllenden Parla- 
mentarismus durchaus erforderlich. Freilich ist auch hier 
zuzugeben, dass die Redefreiheit oft genug grob ausgebeutet 
wird, und dass die Straflosigkeit rednerischer Ausschreitungen, 
die an sich den Tatbestand strafbarer Handlungen bilden. 



— 62 — 

in vielen Fällen das Rechtsempfinden weiter Volkskreise^ 
nicht befriedigt. Aber sind auch die Auswüchse der ab- 
soluten Äedefreiheit der Abgeordneten noch so gross, und 
erzeugen sie noch so unerwünschte und schädliche 
Wirkungen für das Staatswohl und das Rechtsbewusstsein 
des Volkes, sie können immer noch ertragen werden, da 
ihre Wirkungen sich örtlich auf die Zuhörerschaft im Parla- 
mentsgebäude beschränken, und sie müssen auch schliesslich 
geduldet werden im höheren Interesse der Unabhängigkeit 
des Parlaments, das dann allein seine eigentlichste und 
höchste Aufgabe, Organ zur Bekundung und Durchsetzung 
des Volkswillens zu sein, am wirksamsten ausüben kann, 
und das auch nur dann das dauernde Vertrauen des Volkes 
gemessen kann. Aber weit gefährlicher und schlimmer ist 
4er Widerhall, den rednerische Entgleisungen und Aus- 
Wartungen durch die freie Berichterstattung finden. Hier 
sind keine lokalen Grenzen für ihre Wirksamkeit gezogen. 
Im Gegenteil, ihre Wirkungen werden durch den weit- 
verzweigten Apparat der Tagespresse über das ganze 
Land verbreitet und dadurch vertausendfacht. Die Ver- 
breitung der Ausführungen von Parlamentariern, die sie 
ausschliesslich zu agitatorischen oder sonstigen nicht in 
ihrem Berufe liegenden Zwecken gemacht haben, wirkt 
mit um so grösserem Nachdruck, als die Aeusserungen 
von der Würde und dem Ansehen der Volksvertretung 
getragen werden. Die Wirkungen sind natürlich um so 
gefährlicher, je politisch aufgeregter eine Zeit ist. Sie 
bergen deshalb so viel Gefahren in sich, weil den wenigsten 
Volksgenossen die Fähigkeit einer sachlichen und selbst- 
ständigen Würdigung der parlamentarischen Vorgänge ge- 
geben ist. Sie schöpfen doch auch nur — wenigstens in 
den allermeisten Fällen — ihre Kenntnisse aus den 
Berichten und sind daher auch gar nicht dazu in der Lage^ 
selbst wenn ihnen die Fähigkeit, die Dinge objektiv zu 
betrachten, innewohnte. Das Volk lässt sich allzu leicht. 
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kritiklos von den Berichten, die selbstverständlich meistens 
noch je nach dem politischen Standpunkte des Erstatters 
gefärbt und aufgebauscht sind, leiten. Sicherlich kann es 
aber nicht im Interesse des Staates liegen, wenn durch 
«ine dolose, d. h. nicht der einfachen Aufklärung des 
Volkes über die Parlamentsverhandlungen, sondern der 
Aijf hetzung und der Befriedigung der Sensationslust dienende 
Berichterstattung, die bedenklichen Erscheinungen der parla- 
mentarischen Verhandlungen in die breite Oeffentlichkeit 
gezerrt werden und hier verwirrend, aufreizend und ent- 
sittlichend wirken. Nach Lage der Gesetzgebung muss 
dies sogar geschehen, da sonst dem Berichte die Wahrheits- 
treue ermangeln würde! 

Gerade darin, dass die Misstände im gesetzgebenden 
Körper frei aufgedeckt werden, soll ein grosser Vorteil, 
gewissermassen das Korrektiv liegen. Die Wähler des 
schuldigen Abgeordneten lernen durch die freie Bericht- 
erstattung seine Handlungsweise und Gesinnung kennen 
und werden ihn, wenn er in formeller Ausübung seines 
parlamentarischen Berufes strafbare Handlungen begeht, 
nicht wiederwählen. Die öffentliche Meinung wird ihn ver- 
urteilen und seiner politischen Tätigkeit ein Ende bereiten 
oder wenigstens ihn zur Vorsicht und Mässigung für die 
Zukunft mahnen. Die Erfahrung lehrt jedoch grossenteils 
das strikteste Gegenteil. Einen solchen Volksvertreter 
umfliesst vielmehr gerade wegen seines Handelns häufig 
genug die Glorie der Gesinnungstüchtigkeit und der furcht- 
losen, rücksichtslosen Aufdeckung politischer und sozialer 
Schäden. Statt verdammt, wird er dann oft gefeiert. 

Ein wirklich wirksames Korrektiv ist die Zurückweisung 
der eigentlich straffälligen Aeusserungen von Abgeordneten 
durch den Präsidenten oder durch andere Redner in der 
Parlamentssitzung. Aber dieses Korrektiv wirkt nur in 
der Volksvertretung selbst und lähmt, resp. beseitigt hier 
die Kraft der rednerischen Ausschreitung, da es zu seiner 
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Wirksamkeit gehört werden muss. Die Widerlegung^ 
Berichtigung oder Ahndung, in dem Berichte wiedergegeben^ 
ist oft auch nicht annähernd in dem gleichen Masse wirksam. 
Die Unzulänglichkeit des Berichts zur Wiedergabe tatsäch- 
licher Vorfälle macht sich hierbei besonders geltend. Die 
an sich schon geringe Wirkung der berichteten Zurück- 
weisung verliert aber noch dadurch erheblich an Kraft, 
dass diese von der gesinnungsverwandten Presse des zurück- 
gewiesenen Redners meist möglicht abgeschwächt dargestellt 
wird. Ganz kann sie natürlich nicht mit Stillschweigen 
darüber hinweggehen, wenn sie nicht den gesetzlichen 
Schutz ihrer Berichte einbüssen will. Alle diese Bedenken 
würden dann natürlich schwinden, wenn das grosse Publikum 
urteilsfähig wäre und Zeitungen verschiedener Farbe lese, 
so dass es die einzelnen Parteiauifassungen und -äusserungen 
stets nach dem Masse ihrer Widerlegungen und Ahndungen 
abzuwägen vermöchte. Ferner ist hierbei noch in Er- 
wägung zu ziehen, dass rednerischen Entgleisungen gegen- 
über nicht immer rechtzeitig das Korrektiv in Form der 
Zurückweisung eingreifen kann. Manchmal dringt die Er- 
kenntnis der Strafbarkeit einer Redewendung aus Mangel 
an Kenntnis des einschlägigen Materials oder aus anderen 
Gründen nicht zur rechten Zeit durch. Erfolgt dann noch 
nachträglich die Zurechtweisung, so wirkt sie viel weniger, 
als wenn sie sobald nach der anfechtbaren Aeusserung 
stattgefunden hätte. Die Wirkung schwächt sich natürlich 
immer mehr ab, je grösser die zeitliche Entfernung zwischen 
der Aeusserung und ihrer Richtigstellung, resp. ihrer 
Missbilligung ist. Die Abschwächung ist noch grösser, 
wenn die nachträgliche Zurückweisung in einen späteren 
Bericht, der womöglich einen anderen Gegenstand hat, 
eing^flochten wird. 

Die Hauptargumente, welche für die jetzige gesetzliche 
Fassung des Prinzipes der Unverantwortlichkeit der parla- 
mentarischen Berichterstattung angeführt werden, erweisen 



_ 55 — 

« 

sich demnach nicht von durchschlagender Ueberzeugungs- 
kraft. Sie sind höchstens geeignet, die Bedenken gegen 
den heutigen Rechtszustand etwas zu mildern; sie sind 
aber keineswegs geeignet, sie zu beseitigen. Diese Meinung 
wird sich um so mehr befestigen, wenn man die Gegen- 
argumente in ihrer Gesamtheit übersieht und würdigt. 

Ein schweres Bedenken hat bereits der Reichskanzler 
Fürst von Bismarck in der Reichstagssitzung vom 29. März 
1867 aus Anlass des Antrags Laskers auf Einfügung des 
jetzigen Art. 22 Abs. 2 der Reichsverfassung geltend 
gemacht. 1) Bismarck bekämpfte den Lasker'schen Antrag 
hauptsächlich mit den auch heute noch voll zutreffenden 
Ausführungen: ,,Die verbündeten Regierungen befürchten 
von der Freiheit der Veröffentlichung der Parlamentsreden 
keine Gefahr. Wir haben gesehen, dass Reden aus dem 
preussischen Abgeordnetenhaus, wie sie wohl stärker in 
keiner Versammlung dieser Art gehalten waren, veröffent- 
licht wurden ohne jegliche Gefahr. Die Gründe (nämlich 
seines ablehnenden Standpunktes) sind andere; ich kann 
sie wohl bezeichnen als Gründe der Sittlichkeit. Es gibt 
viele Dinge, die ein Staat dulden kann; er kann sie 
ignorieren; aber etwas anderes ist es, sie gesetzlich zu 
sanktionieren. Dazu rechne ich auch das Recht, einen 
anderen Mitbürger zu beleidigen, ohne dass dieser eine 
Genugtuung finden könnte. Ich will von Verbrechen, die 
man mit Worten begehen kann, nicht reden; ich rechne 
gar nicht darauf, dass sie an der Stelle begangen werden 
würden. Ich will nur reden vom Schutze der Ehre eines 
jeden Bürgers, welchen Schutz das Gesetz ihm schuldig ist. 
Diesen Schutz ihm zu entziehen, das halte ich .... gegen 
die Sittlichkeit, gegen die Menschenrechte.^* Mit anderen 
Worten, von Bismarck wendet sich mit aller Entschieden- 



Vgl. Stenographische Berichte des Norddeutschen Reichs- 
tags 1867, Bd. I, S. 442. 
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heit gegen die gesetzliche unbeschränkte Zulassung der 
parlamentarischen Berichterstattung, weil sie dem Anspruch 
eines jeden Bürgers auf Schutz seiner Ehre widerspricht, 
weil durch sie die Möglichkeit, die Ehre eines Bürgers in 
der gröbsten Weise straflos zu verletzen, geschaffen wird. 
Es ist an und für sich schon wenig erfreulich, dass die 
Ehre des Einzelnen durch Abgeordnete in den Parlaments- 
verhandlungen ungestraft missachtet werden kann. Aber 
viel schlimmer und verletzender ist die Verbreitung der 
Beleidigungen durch die Berichterstattung. Denn hier 
handelt es sich nicht nur um eine schwere Verletzung eines 
hohen und schutzbedürftigen Rechtsgutes des Menschen, 
sondern es steht bedeutend mehr auf dem Spiele. Die 
Wiedergabe der beleidigenden Aeusserungen und die 
meistens damit verknüpfte Hineinzerrung des Privatlebens 
des Beleidigten in die Oeffentlichkeit kann die ganze 
Existenz, die Achtung und Stellung des Betreffenden völlig 
untergraben, ohne dass dieser irgendwie wirksam dagegen 
ankämpfen kann. Gneist geisselt daher den bestehenden 
Rechtszustand mit den scharfen, aber nicht unrichtigen 
Worten, dass durch ihn „ein Popularprivilegium, und zwar 
vorzugsweise für Verleumder von Profession" erzeugt ist. ^) 
Selbstverständlich muss das einzelne Individiuum sich Ein- 
griffe in seine Rechtsphäre gefallen lassen, wenn sie durch 
das Interesse der Gesamtheit geboten werden. Aber es 
ist verfehlt, die jetzigen Gesetzesbestimmungen damit zu 
begründen, dass der Anspruch des Einzelnen auf Schutz 
seiner Ehre dem Interesse des Volkes an der freien Bericht- 
erstattung zum Opfer gebracht werden muss. Das Volk 
hat tatsächlich kein wirklich ernstes und gerechtfertigtes 
Interesse, den ganzen Schmutz der Parlamentsverhand- 
lungen zum Schaden einzelner Mitbürger vor sich aus- 
gebreitet zu sehen. Es würde sicherlich nicht das Fehlen 

^gl- Stenographische Berichte der Reichstagssitzung vom 
7. März 1879, Bd. I, S. 314-317. 
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der anstössigen, zum Verhandlungsgegenstand nicht ge- 
hörigen oder nur lose mit ihm zusammenhängenden Stellen 
missen. Es würde auch nicht minder über den Verlauf 
der sachlichen Verhandlungen unterrichtet werden, wenn 
diese Stellen fehlten. Im Gegenteil würde sogar dadurch 
eine bessere Unterrichtung erzielt werden, insofern als die 
sachlichen Gesichtspunkte schärfer in den Berichten hervor- 
treten und nicht durch die- Darstellung der persönlichen 
Bemerkungen und Auslassungen verdunkelt würden. 

Eine gerechtfertigte Preisgabe des Interesses des ein- 
zelnen Bürgers zu Gunsten der Gesamtheit kann in der 
Festsetzung der Redefreiheit der Abgeordneten i) erblickt 
werden. Denn die allein dadurch gesicherte ÜDabhängig- 
keit der Volksvertreter ist gewissermassen eine Existenz- 
bedingung für das Parlament, da es nur dann seine oberste 
Pflicht, eine wahre Volksvertretung zu sein, erfüllen und 
sein Ansehen bewahren kann. Dass aber das Volk das 
grösste Interesse an dem richtigen Funktionieren seines 
Organes hat, versteht sich von selbst. Die Aufopferung 
des Schutzes der Privatehre dagegen, wie sie in der gesetz- 
lichen Normierung der Unverantwortlichkeit der parla- 
mentarischen Berichterstattung enthalten ist, ist wenigstens 
in der jetzigen schroflen, absoluten Form nicht begründet. 
Die Gesamtheit hat an der völligen Freiheit der Parlaments- 
berichte von Verantwortlichkeit kein so starkes und zu 
billigendes Interesse, dass die Ehre des Einzelnen — deren 
Schutz doch auch im Interesse des Gemeinwesens liegt — 
gar nicht schutzbedürftig uud -würdig erscheint. Zum 
mindesten wäre zu verlangen, dass die Berichterstatter sich 
bei der Wiedergabe der beleidigenden Aeusserungen etc. 
einer gewissen Mässigung befleissigen und nicht mit be- 
häbiger Breite oder sogar wortgetreu die anstössigen Stellen 
in den Parlamentsberichteu wiedergeben. Die Reform- 



') Vgl. hierzu Art. 30 R. V.; § 11 Str. G. ß. 
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bedürftigkeit des geltenden Rechts leuchtet mit besonderer 
Klarheit gerade daraus hervor, dass diese durch die Sittlich- 
keit gebotene, massvoUe Darstellung schmutziger Vorgänge 
ihm widerspricht, da es die Wahrheitstreue der Berichte 
als alleinige Bedingung für ihre ünverantwortlichkeit auf- 
stellt. Es ist eben die eigentümliche und das Rechts- 
bewusstsein verletzende Folgerung der jetzigen gesetzlichen 
Bestimmungen, dass der Berichterstatter, der mit un- 
verhohlener Schadenfreude die verleumderischen Behaup- 
tungen oder sonstige verwerfliche Redewendungen der 
Volksvertreter in seinen Bericht vollständig aufnimmt, dem 
gesetzlichen Erfordernis der Wahrheitstreue am besten 
genügt, dass also die unlautersten Motive sich unter dem 
Deckmantel der Erfüllung des Erfordernisses der Voll- 
ständigkeit des Berichts verhüllen können. Das Gesetz 
ermöglicht die frivolste Berichterstattung. Wie ist es 
vereinbar mit dem Rechtsbewusstsein, dass Verleumdungen, 
die sich Abgeordnete in formeller Ausübung ihres Berufes 
haben zu schulden kommen lassen, und deren Grundlosig- 
keit klar erwiesen ist, noch nach vielen Jahren durch Ver- 
öffentlichung der betreffenden Parlamentsverhandlung straflos 
wieder ausgegraben und verbreitet werden können! Dies 
ist jedoch noch nicht das Schlimmste. Weit mehr verletzt 
das natürliche Rechtsempfinden, dass unser Recht ein 
solches Tun durch seine Bestimmungen sanktioniert, da 
die ausführliche und ungeschminkte Schilderung aller, auch 
der unerfreulichsten Vorgänge im Parlamente seine Bedingung 
der Wahrheitstreue am besten verwirklicht. Gerade dagegen 
haben sich mit Fug und Recht Bismarck und Gneist mit 
aller Schärfe gewandt, ^) 

Was soeben von der Verbreitung der Beleidigungen 
durch die freie Berichterstattung gesagt ist, triflft natürlich 



') Siehe oben und die Reden von Bismarck vom 29. März 1867 
und von Gneist vom 7. März 1879 im Reichstage. 
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auch bei den anderen sogenannten Wortverbrechen zu. 
Wenn in der Volksvertretung Aeusserungen getan werden, 
die sich rechtlich als Hoch- oder Landesverrat qualifizieren, 
so können auch sie durch die Berichterstattung straffrei 
verbreitet werden. Diese Verbreitung erscheint sogar als 
etwas durchaus Rechtmässiges, wenn sie in Form eines 
Berichts im Sinne des § 12 Str. G. B. und des Art. 22,2 
R. V. erfolgt. Wie geföhrlich aber die Wirkungen der 
Veröffentlichung solcher hoch- oder landesverräterischen 
Aeusserungen namentlich in politisch unruhigen Zeiten 
sind, braucht nicht besonders betont zu werden. Der 
Staat muss jetzt solchen Bestrebungen, die auf seine Ver- 
nichtung hinauslaufen, mit verschränkten Armen zusehen. 
Er kann nicht nur nicht verhindern, dass parlamentarische 
Brandreden durch die Parlamentsberichte überallhin bekannt 
gemacht werden und ihre zündenden Wirkungen ausüben, 
sondern er muss diese Veröffentlichung sogar als eine 
rechtmässige Erscheinung, gewissermassen als eine sacro- 
sanctitas ^) betrachten. 

Die straffreie Weiter Verbreitung strafwürdiger Aeusse- 
rungen von Abgeordneten liegt auch nicht im Interesse 
des Ansehens der Volksvertretung. Sie beleidigt das Rechts- 
empfinden der gebildeten Masse des Volkes. Dadurch 
wird nur Misstimmung und Abneigung gegen den Parla- 
mentarismus selbst hervorgerufen und das Vertrauen zu 
ihm erschüttert. Sein Ansehen beim Volke und das Ver- 
trauen desselben zu ihm bilden jedoch seinen Lebensnerv. 

Gewiss ist zu beachten, dass die UnvoUkommenheiten 
des heutigen Rechtszustandes nicht zu Tage treten würden, 
wenn sich das Parlament selbst als eine vollkommene Ein- 



*) Cr6gen diese „sacrosanctitas* der Parlamentsberichte wandte 
sich der Staatssekretär von Friedberg am 4. März 1879 und be- 
zeichnete sie als «nach der Meinung der verbündeten Regierungen 
am meisten der Remedur bedürftig." Vgl. Stenographische Be- 
richte des Reichstags 1879, Bd. I, S. 248. 
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richtung erwiese, wenn es stets streng auf die Wahrung 
seiner Würde und der Selbstdisziplin sähe. Die Erfahrung 
lehrt aber, dass dies natürlich lediglich ein Ideal ist. Der 
Volksvertretung haften, wie jeder menschlichen Institution, 
menschliche Schwächen an, die sich um so stärker geltend 
machen, je schroffere Formen die politischen, nationalen 
und sozialen Kämpfe annehmen, die selbstverständlich im 
Parlamente ihren Niederschlag finden. 

Die bisherigen kritischen Erörterungen bewegten sich 
auf dem Gebiete der Zweckmässigkeitserwägungen. Aber 
auch vom rein juristischen Standpunkte aus bieten die 
augenblicklichen gesetzlichen Bestimmungen zur Kritik be- 
gründeten Anlass. Der § 12 Str. G. B. wie der Art. 22,2 
K. V. sind geschaffen worden, um die aus dem Grundsatze 
derOeflfentlichkeit der Parlamentsverhandlungen entfliessende 
Folgerung zum gesetzlichen Ausdruck zu bringen. Die 
Publizität der Verhandlungen der Volksvertretung wird 
ihrerseits durch das unser Recht beherrschende Repräsen- 
tativsystem bedingt, dessen unerlässliches Merkmal überhaupt 
die OeflFentlichkeit der gesamten Staatsverwaltung ist. Die 
Immunität der Parlamentsberichte ist also nicht Selbst- 
zweck, sondern lediglich Mittel zum Zweck. Sie soll die 
im Interesse des Gemeinwohls und in folgerichtiger Durch- 
führung der konstitutionellen Staatsrechtslehre eingeführte 
öffentliche Tagung der Volksvertretung ergänzen, damit 
das Volk, auch soweit es den Verhandlungen seiner Ver- 
tretung auf den Tribünen nicht beiwohnte, über den 
Verlauf derselben unterrichtet wird. Nur insofern die 
freie Berichterstattung diesem belehrenden Zwecke dient, 
erscheint sie als eine berechtigte und auch zugleich not- 
wendige Konsequenz des Repräsentativsystems. ^) Wird sie 
aber zu anderen unlauteren Zwecken gemissbraucht, dann 
kann sie nicht als eine durch das Repräsentativsystem be- 



Siehe oben S. 21 fg. 
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dingte Institution angesehen werden, weil sie in diesem 
Falle eben nicht als Mittel zur Aufklärung des Volkes 
über das, was seine Vertreter verhandelt haben, funktioniert. 
§ 12 Str. G. B. und Art. 22,2 R. V. schützen nun jeden 
wahrheitsgemässen Bericht, ohne Rücksicht darauf, zu 
welchem Zwecke er verfasst ist. Der wahrheitstreueste 
Bericht kann aber der Befriedigung der Rachgier, Schmäh- 
sucht oder sonstiger verwerflicher Motive seines Urhebers 
dienen. Er kann vor allem auch nur dazu verfertigt sein, 
um der Sensationslust und der Freude des Publikums am 
Schmutze zu genügen. In unserem Rechte liegt demnach 
eine Erweiterung des Grundsatzes der parlamentarischen 
Oeifentlichkeit vor, die sich nicht als logisch begründet 
erweist. Sie beruht ausschliesslich auf politischen Gesichts- 
punkten, die heute noch nicht einmal als zutreflfend er- 
achtet werden können. Die vollkommene ün Verantwortlich- 
keit der wahrheitstreuen Berichte ist nämlich hauptsächlich 
aus Misstrauen gegen die Regierungen und Gerichte fest- 
gesetzt worden. Das Misstrauen gipfelte darin, dass die 
Regierungen durch Einwirkungen auf die angeblich solchen 
Beeinflussungen leicht zugängUcheu Gerichte die parla- 
mentarische Berichterstattung überhaupt vernichten oder 
wenigstens ungebührlicher Weise einengen könnten, wenn 
zu der Bedingung der Wahrheitstreue noch weitere Bedin- 
gungen für die Immunität, namentlich das in den aus- 
ländischen Rechten festgesetzte Erfordernis der Gutgläubig- 
keit, hinzugefügt würden. Dieser Ausdehnung des gesetz- 
lichen Schutzes der parlamentarischen Berichterstattung 
widerspricht auf jeden Fall der logische Ausbau des 
Repräsentativsystems. Danach erscheinen nicht an sich 
schon die wahrheitstreuen, sondern erst die wahrheitstreuen 
und zum Zwecke der Belehrung des Volkes abgefassten 
Berichte als schutzbedürftig und -würdig. Die Bedingung 
der Wahrheitstreue muss also folgerichtig durch die Bedin- 
gung der Gutgläubigkeit ergänzt werden, wie' es auch im 
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französischen und italienischen Rechte geschehen ist. Der 
Begriff der Gutgläubigkeit ist hier natürlich nicht im 
privatrechtlichen Sinne aufzufassen. Gutgläubig ist dann 
der Bericht, wenn er das Publikum zu seinem Nutzen über 
den Gang der Verhandlungen des parlamentarischen Körpers 
unterrichten will. Das Gepräge der Schlechtgläubigkeit 
weist er dann auf, wenn er nicht einfach schlicht belehren, 
sondern aufhetzen, den Schmutz der Verhandlungen ver- 
breiten oder dritte Personen in der Oeffentlichkeit herab- 
würdigen will, wenn er also nicht um seines eigentlichen 
Zweckes, der Aufklärung des Volkes, willen, sondern um 
anderer unlauterer Zwecke wegen geschrieben ist Ob ein 
Bericht gut- oder bösgläubig ist, ist Tatfrage. Für ihre 
Entscheidung werden hauptsächlich die die Veröffentlichung 
begleitenden Umstände, die Form und der Zeitpunkt der 
Publikation massgebend sein. Wenn ein Bericht über eine 
Parlamentsverhandlung z. B. lange Zeit, nachdem diese 
stattgefunden hat, veröffentlicht wird, dann spricht schon 
eine starke Vermutung dafür, dass er zum mindesten nicht 
ausschliesslich zur Belehrung des Volkes, sondern dass er 
allein oder vorzugsweise — und darauf kommt es allein 
an, welches Motiv bei der Veröffentlichung bestimmend 
gewirkt hat — aus anderen Beweggründen verfertigt ist. 
Diese Vermutung wird sich wohl zu einer Gewissheit ver- 
dichten, wenn er gerade einen zur Befriedigung solcher 
Motive geeigneten Stoff fasst. Ein solcher Bericht verdient 
nicht einen besonderen Rechtsschutz; er ist wie jedes 
andere schriftstellerische Erzeugnis zu behandeln. Denn 
die den Schutz rechtfertigenden, resp. erheischenden Mo- 
mente fehlen bei ihm. Sind die Motive unsittlich, dann 
würde seine rechtliche Zulassung sogar die Unsittlichkeit 
fördern. Ebenso wird ein Bericht, der in Form einer 
politischen Flugschrift erscheint, von Anfang an die An- 
nahme begründen, dass er zu Agitationszwecken geschrieben 
ist. Wie viele Reden werden von Abgeordneten „zum 
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Fenster hinaus" gehalten, um nachher, in einen Parla- 
raentsbericht eingekleidet, straflos verbreitet werden zu 
können! Wenn nun eine solche Agitationsrede eines Parla- 
mentsberichts veröffentlicht wird, dann wird jeder Zweifel 
an dem Agitationszweck des Berichts gehoben sein. Selbst- 
verständlich hängt die endgültige Entscheidung in allen 
diesen Fällen von den Gesamtumständen des Erscheinens 
des betreffenden Berichts ab. 

Die Einfügung der Bedingung der bona fides in den 
Tatbestand des § 12 Str. G. B. und des Art. 22,2 R. V. 
ist ein logisches Postulat. Sie ist die Reform, die durch 
eine konsequente Ausgestaltung des Repräsentativsystems 
gefordert wird. Gleichzeitig würde aber durch sie die 
Hauptquelle der aus der zeitigen gesetzlichen Regelung 
hervorgehenden Uebelstände verschüttet werden. Daher 
erscheint diese Aenderung der Gesetzgebung auch vom 
Standpunkte praktischer Erwägungen durchaus als geboten. 
Hiermit ist am einleuchtendsten ihre unbedingte Notwendig- 
keit bewiesen. Denn selbstverständlich braucht nicht ein 
staatsrechtliches System wie überhaupt ein Rechtsprinzip 
folgerichtig durchgeführt werden, indem alle durch dasselbe 
bedingten Folgerungen in gesetzlichen Bestimmungen ver- 
körpert werden. Für die Gestaltung des Rechtslebens 
kommt es nicht so sehr darauf an, dass die Rechtsordnung 
mit juristischer Feinheit und Folgerichtigkeit ausgebaut wird, 
sondern vielmehr, dass das Recht auch den realen Lebens- 
verhältnissen und Bedürfnissen gerecht wird. Im vorliegenden 
Falle handelt es sich nun nicht um die Festsetzung einer 
Abweichung von dem Systeme, sondern zunächst nur um 
die Beseitigung einer bestehenden Inkonsequenz, die um 
80 dringender ist, weil sie auch von praktischen Gesichts- 
punkten aus beseitigungsbedürftig erscheint. 

Jede Reform des § 12 Str. G. B. und Art. 22,2 R. V. 
muss übrigens von der grundsätzlichen Beibehaltung des 
Instituts der freien parlamentarischen Berichterstattung 
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ausgehen. Das Institut wurzelt zu sehr in dem modernen 
Rechtsbewusstsein und entspricht einem allzustarken prak- 
tischen Bedürfnis des Volkes nach möglichst umfassender 
Belehrung über die parlamentarischen Vorgänge, als dass 
eine Rückkehr zum gemeinen Rechte angängig wäre. Nicht 
seine Aufhebung, sondern allein seine zeitgemässe Um- 
gestaltung kommt in Frage. Diese bestjjht vornehmlich, 
wie oben dargelegt, in der Festsetzung der Gutgläubigkeit 
des Berichts als einer Bedingung für seine Unverantwort- 
lichkeit. 

Aus naheliegenden Gründen wird bei jedem Parlaments- 
berichte seine Gutgläubigkeit vorauszusetzen sein, so dass 
erst der Nachweis seiner Schlechtgläubigkeit erbracht sein 
muss, um ihn des gesetzlichen Schutzes zu entkleiden. 
Diese Verteilung der Beweislast ist erforderlich. Sonst 
würde die parlamentarische Berichterstattung der zu ihrem 
Berufe notwendigen Bewegungsfreiheit beraubt werden. 
Auch wäre es für den Verfasser des Berichts zu schwer 
und belastend, den Beweis der bona fides zu führen. 
Schliesslich dürfte die Gutgläubigkeit des Berichts die 
Regel darstellen, so dass hier der allgemeine Rechts- 
grundsatz in Kraft träte, nach dem der Beweis der Aus- 
nahme dem Gegner zufällt. 

Die Reform braucht sich nicht mit der Beseitigung 
der logisch unbegründeten Ueberspannung des Prinzipes 
der Oeffentlichkeit der parlamentarischen Verhandlungen, 
wie sie in der Bestimmung der Verantwortungsfreiheit der 
wahrheitsgetreuen Berichterstattung enthalten ist, zu be- 
gnügen. Sie kann und muss erforderlichen Falls- darüber 
hinausgreifen. Ob dies zu geschehen hat/oäe!" nicht, ist 
lediglich Opportunitätsfrage. Es würde allerdings durch 
eine weitere Ausdehnung der Reform die konsequente Aus- 
gestaltung des Repräsentativsystems durchbrochen werden. 
Aber wie oft erfordern realpolitische Erwägungen die Fest- 
setzung prinzipwidriger Ausnahmen im Rechte ! Das Recht 
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soll nicht das Leben meistern; vielmehr empfängt es seine 
Kraft und seinen Inhalt aus dem es gestaltenden Leben. 
Solche Einschränkungen aus politischen Gesichtspunkten 
waren schon seiner Zeit einmal in dem berühmten so- 
genannten Maulkorbgesetzentwurf, dem Entwürfe eines 
Gesetzes „betreffend die Strafgewalt des Reichstags über 
seine Mitglieder vom 12. Februar 1879"^) niedergelegt 
worden. Der "fintwurf bezweckte eine Verschärfung der 
Hausdisziplin im Reichstage zur Aufrechterhaltung der 
Ordnung und Würde und zugleich eine gewisse Beschrän- 
kung der Berichterstattung über die Parlamentsverhand- 
lungen. Er wurde damals vom Reichstage abgelehnt. Bei 
seiner Beratung legten der Reichskanzler Fürst von Bismarck 
und der Abgeordnete von Gneist in ihren bekannten Reden 
ihre Bedenken gegen die Festsetzung der Immunität der 
Parlamentsberichte dar. 2) Der Staatssekretär des Reichs- 
justizamts von Frieefffilrg bezeichnete die „sacrosanctitas" 
der Parlamentsberichte als die Bestimmung, die „nach der 
Meinung der verbündeten Regierungen am meisten der 
Remedur bedürftig" sei.-^) In der Debatte wurde auch 
die Frage angeschnitten, ob nicht eine Rückkehr zum ge- 
meinen Rechte^) — unter entsprechender präziserer und 
verallgemeinerter Fassung des § 193 Str. G. B. — geboten 
w^äre. Auf die Gedanken des Gesetzentwurfs wie auf die 
interessanten Beratungen des Reichstags über ihn, die in 
der Arbeit hier und da gestreift sind, kann nicht näher 
eingegangen werden. Der Reichstag versagte damals seine 
Genehmigung, weil die Frage der Reform noch nicht 



') Sten^igirapbische Berichte des Reichstages 1879, 4. Bd., 
Anl. S. 326 fg. 

-) Stenographische Berichte des Reichstages 1879, Bd. I, 
S. 248 fg; S. 314 fg. 

^) Stenographische Berichte des Reichstages 1879, Bd. I, S. 248. 

*) Nach Ansicht des Verfassers an und für sich wohl möglich 
und zweckmässig. 

. ^ 5 
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spruchreif war. Es war weder das eigentliche Wesen der 
Immunität der Parlamentsberichte als eines unmittelbaren 
Ausflusses der Oeffentlichkeit der Parlamentsverhandlungen 
und als einer mittelbaren Folgerung des Repräsentativ- 
systems scharf genug erkannt und gewürdigt worden, ^) noch 
hatten sich bis dahin in der Praxis aus dem bestehenden 
Rechtszustande so schwerwiegende Nachteile gezeigt, dass 
dadurch die Reformfrage aufgerollt wäre. Erst später 
traten die Mängel der Gesetzgebung klar hervor. Diese 
Erscheinung hängt mit dem Niedergange des Parlamentaris- 
mus, der sich auch in Deutschland bis zu einem gewissen 
Grade bekundet, zusammen. Der Reichstag^ sah sich selbst 
im Jahre 1895 zu einer, w^nn auch nur schwachen Ver- 
schärfung seiner Disziplinarmittel genötigt. 2) In der Jetzt- 
zeit können die Gedanken des Gesetzentwurfs, wie auch 
der Gedanke einer Rückkehr zum gemeinen Rechte wohl 
«rwogen werden. Wenn sich durch eine wachsende Ver- 
wilderung des Parlamentarismus die Uebelstände noch* 
krasser gestalten sollten, dann wäre es durchaus falsch, 
sich vor einer weiteren Reform in dem Sinne des Gesetz- 
entwurfs nur deshalb zu verschliessen, weil die Einrichtung 
der freien parlamentarischen Berichterstattung eine logisch 
notwendige Konsequenz des Repräsentativsystems ist. 

Ein Gedanke mg,g aus dem viel angegriffenen Entwurf 
vom 12. Februar 1879 herausgegriffen werden, der schon 
heute gesetzgeberisch verwertbar erscheint. §§ 8, 9 des 
Entwurfes schrieben vor: „Der Präsident ist berechtigt, 
ungebührliche Aeusserungen der Mitglieder vorläufig von 
der Aufnahme in den stenographischen Bericht aus- 
zuschliessen, sowie jede andere Veröffentlichung durch die 



') Namentlich wurde noch vielfach die Wesensverschieden- 
heit der Immunität der Abgeordneten und der Immunität der 
Berichte verkannt. Vgl. S. 44 fg. 

^j Vgl. die stenographischen Berichte des Reichstags 1894 05, 
Bd. II, S. 946 und Anl. I No. 143. 
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Presse^ zu untersagen. Eine solche vorläufige Anordnung 
erlischt, wenn nicht wegen der betreffenden Aeusserung 
innerhalb dreier Tage die Entscheidung der Kommission 
angeordnet oder beantragt wird." „Zuwiderhandlungen 
gegen das im § 4 enthaltene Verbot, sowie gegen die im 
§ 8 bezeichnete vorläufige Anordnung des Präsidenten 
werden mit Gefängnis von drei Wochen bis zu drei Monaten 
bestraft, sofern nicht nach Massgabe des Inhalts der er- 
folgten Veröffentlichung eine schwerere Strafe verwirkt ist.'^ 
Diese Bestimmungen brauchen natürlich nicht in dieser 
Form Gesetz zu werden. Namentlich müsste statt der 
Gefängnisstrafe. »auch Geldstrafe angedroht werden. Nur 
der Gedanke, der in ihnen liegt, erscheint für eine Reform 
zwecks Abstellung der vorhandenen Mängel des jetzigen 
Rechtszustandes fruchtbar. Wie er weiter gesetzgeberisch 
auszu«:estalten ist. kann hier nicht näher erörtert Averden. 
'Gegen diesen präsidentiellen Ausschluss von straffälligen 
"Aeusserungeu von Abgeordneten hegt man die Besorgnis^ 
dass er parteiisch gehandhabt werden könnte. Dieser 
Einwand ist nicht stichhaltig. Sonst müsste man von der 
gleichen • Besorgnis gegen die sonstige geschäftsleitende 
Tätigkeit des Parlamentspräsidenten beseelt sein. Ausserdem 
soll der Präsident nur vorläufig entscheiden, ob eine 
Aeusserung eines Volksvertreters von jedem Bericht aus- 
zuschliessen sei. Die endgültige Entscheidung ruht bei 
der aus der Volksvertretung zu diesem Zwecke gewählten 
Kommission, der doch Anhänger der einzelnen politischen 
Parteien angehören. Schliesslich kann noch in allerletzter 
Instanz das Plenum selbst sein Urteil fällen. 

Eine sehr nützliche Einrichtung könnte endlich durch 
die Errichtung einer fakultativen amtlichen Berichterstattung 
nach französischem Vorbilde getroffen werden. Das Parla- 
ment wählt aus seinem Schosse eine Kommission — die 
mit der obigen zweckmässigerweise identisch sein müsste — , 
welche die Aufgabe hat, von der Parlamentsverhandlung 
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einen verkürzten und ausführlichen Bericht zusammen- 
zustellen, der der Presse sofort zur freien Benutzung 
anheimzustellen wäre. Diese offizielle Berichterstattung 
dürfte natürlich nur fakultativ, nicht obligatorisch sein, 
weil ihre obligatorische Einführung und damit die völlige 
Verdrängung der privaten Berichterstattung unserem Eechts- 
bewusstsein widerspräche. Eine solche Einrichtung hätte 
nichts Bedenkliches gegen sich. Sie würde aber viel Gutes 
leisten. Zunächst würde durch sie eine sachlichere und 
unparteiischere Unterrichtung des Volkes über die parla- 
mentarischen Vorgänge ermöglicht werden, als es bisher 
der Fall ist. Ferner leuchten auch die Vorteile ein, die 
der Presse aus dieser Einrichtung erwachsen. Es ist für 
einen grossen Teil der Presse beschwerlich, sich eigene 
Berichterstatter halten zu müssen, um über die Parlaments- 
verhandlungen berichten zu können, wenn er nicht aus 
anderen Quellen seine Kenntnisse schöpfen will. 

Hiermit sind die Gedanken einer Reform des geltenden 
Rechts in grossen Grundzügen dargelegt worden. Auf 
welchem grundsätzlichen Standpunkt man zu der Frage der 
Reform auch stehen mag, das Vorhandensein grosser, durch 
die jetzigen Bestimmungen hervorgerufener Uebelstände 
wird niemand leugnen können. Die Erkenntnis der Mängel 
in der Gesetzgebung erzeugt aber die Pflicht, die Mängel, 
soweit es menschenmöglich ist, zu beseitigen und dadurch 
das Recht zu vervollkommnen. 



Lebenslauf. 



Am 14. Februar 1882 wurde ich als Sohn des 
Direktors der Bibliothek des Deutschen Reichstags 
Prof. Dr. Müller und seiner Frau Wilma, geb. Bernard, 
zu Berlin geboren. Ich besuchte von Michaelis 1888 bis 
Ostern ipoo das Sophienrealgymnasium^ das Luisen- 
gym^nasium zu Berlin und das Gymnasium, zu Steglitz, 
auf dem. ich Ostern tgoo das Reifezeugnis erlangte. 
Von da an widmete ich mich auf den Universitäten 
zu Lausanne und Berlin dem Studium, der Rechts- und 
Staatswissenschaften sowie der Volkswirtschaftslehre, 
Am 2p. Februar ipo^ bestand ich zu Berlin die erste 
juristische Staatsprüfung und bin seitdem, in Char- 
lottenburg und Berlin als Referendar beschäftigt ge- 
wesen. 
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